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Aufruf zum 1. August 2019

 Auf zum Rütlirapport, 
 ihr Waschlappen!
von Isabel Villalon, Autorin, Ingenieurin mit Spezialgebiet Energie

Die Schweiz braucht einen neuen Henri Guisan, um den Verrat der Elite zu stoppen, die unser Land an die EU verschachern 
will. In zwanzig Minuten hat der General am 25. Juli 1940 die entscheidende Massnahme getroffen, um unser Land vor dem 
Untergang zu bewahren.

Diese wachen Augen, dieses 
formschöne Gesicht. Sicher 
eine sonderbare Sternenkons-
tellation musste mich mit ihm 
zusammengebracht haben, 
damals, während eines lau-
warmen Sommerabends in La 
Gruyère. Er war viel älter als 
ich – ich noch ein junges Ding. 
Ich konnte mich einfach nicht 
von dieser eleganten männli-
chen Erscheinung in Uniform 

und von diesem edlen Blick lösen.

Seit diesem wundervollen Tag sind wir «zusammen», 
General Henri Guisan und ich. Da ich für das in La 
Gruyère erstandene Portraitfoto einen edlen Stellrah-
men mit Edelholzrückseite bei einem bekannten Sil-
berschmied in Córdoba auf Mass anfertigen liess, kann 
ich ihn auf meinem jeweiligen Schreibtisch aufstellen. 
Anfänglich wusste ich wenig über meinen faszinie-
renden Schwarm, ich las mich jedoch in sein Leben 
und Wirken ein. Heute weiss ich, er hat zweifelsohne 
die Geschichte der Schweiz in einem sehr schwierigen 
Moment verändert und er würde es heutzutage wieder 
tun, mit dieser unglaublichen Kombination von cha-
rismatischer Eleganz und eisernem Willen.

Kann die Schweiz Widerstand leisten?
Die Gegebenheiten sind heute nicht so dramatisch wie 
damals, jedoch sind Ähnlichkeiten der Grosswetterlage 

nicht zu verleugnen: Fremde Mächte, mentale Umzin-
gelung, gewaltiger Druck auf die Schweiz, Defätisten, 
Anpasser, heimliche Profiteure, Schlappschwänze – 
und das im Überfluss.

Im Juli 1940 spazierte Hitler durch ein menschenleeres, 
schwer gedemütigtes Paris, die kümmerliche Republik 
Österreich, Überbleibsel der prachtvollen k.u.k. Mon-
archie Österreich-Ungarn war dem «Anschluss» zum 
Opfer gefallen, und der Duce Benito Mussolini schrie 
vom Balkon der «Piazza Venezia» nach Eroberungen. 
Die Schweiz war von Unheil umzingelt und gelinde 
gesagt, bös dran – Hitler liess bereits Angriffspläne  
von seinen Generälen erstellen.

«Erneuerung»
Der Schweizer Bundesrat von damals war zum Teil  
eine Gruppe von Zauderern und Anpassern, die Hosen 
ziemlich voll, womöglich bereits mit Nazi-Deutschland 
in Geheimverhandlungen verstrickt. Bundespräsident 
Pilet-Golaz, ein Freisinniger aus dem Kanton Waadt, 
hielt eine schandvolle Radioansprache an die Nation, 
der Zuger Konservative Philipp Etter verlas die deut-
sche Version: 

«Die Zeit der Wiedergeburt ist gekommen, jeder von 
uns muss den alten Menschen ablegen. Eidgenossen, 
an euch ist es nun, der Regierung zu folgen als einem 
sicheren und hingebenden Führer, der seine Entschei-
dungen nicht immer wird erklären, erläutern und 
begründen können.»

,
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Rahmenvertrag: Die Manager 
und das Stimmvolk

cartoonexpress.ch
Martin und Jürg Guhl

Fortsetzung auf Seite 4

Was meinte der Bundesrat mit Wiedergeburt und 
Erneuerung, was mit dem Wort «Führer», wieso war 
nirgends von Freiheit, Unabhängigkeit, Widerstand 
die Rede? Das Schweizer Volk begriff diese Rede als 
Vorbereitung für eine bedingungslose Kapitulation. 
Schwere Stunden.

Widerstand statt Anpassung
Doch General Henri Guisan, Oberbefehlshaber der 
Schweizer Armee, wischte in einer kurzen Rede am 
25. Juli 1940 die nebulösen, defätistischen bundes-
präsidialen Ansichten anlässlich des Rütlirapports vor 
420 Kommandanten weg. Er hielt sich nicht an das 
Manuskript, welches sein engster Mitarbeiterstab für 
ihn im Sinne von Pilet-Golaz erarbeitet hatte. «Wider-
stand statt Anpassung», lautete seine Losung. Alpen-
réduit, Zerstörung der Nord-Süd-Achse im Fall einer 
Invasion, Kämpfen bis zum letzten Alpenbunker.

Klare Worte, die elektrisierten: Die Gelassenheit und 
«coolness» des Generals steckte zuerst das Offiziers-
corps an und dann das ganze Schweizer Volk. Eine 
zwanzigminütige Rede, die alles veränderte, wie Zeit-
zeugen berichteten. Zwanzig Minuten, die wir auch 
heutzutage dringend brauchen würden. Genau wie 
damals zeigt sich der Bundesrat nämlich gegenüber 
der drohenden, uns umgebenden EU anpasserisch. 
Geheimnistuerei gegenüber dem eigenen Volk ist nun 

die Norm. Wir wissen nicht mehr, für wen der Bun-
desrat in Brüssel verhandelt – für das Schweizer Volk 
oder für Partikular-Interessen einzelner Wirtschafts-
zweige und ihre Verbände?

Wohin die Reise geht, kann jedoch anhand der «Kol-
lateral-Manöver» des Bundesrates herausgefunden 
werden. Hauptstossrichtung? EU-Rahmenvertrag und 
Teil-Liquidierung der Schweizer Souveränität, so wie 
sie bisher bestanden hat. Die Einseifung der Gewerk-
schaften mittels Überbrückungsrente für die auf dem 
Altar der Personenfreizügigkeit geopferten älteren 
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Schweizer Arbeitnehmer 
wird wohl eher die Ouver-
türe als das Schlussbouquet 
sein.

Geschürte Ängste
Die Europhilen haben auch 
eine geschickte Assozia-
tion bei vielen Schweizern 
bewerkstelligt – alles was 
gegen den EU-Rahmen-
vertrag ist und gegen eine 
schrittweise Integration in 
die EU, entspreche dem Kür-
zel SVP. (Und die SVP werde 
hauptsächlich durch einen 
Milliardär «verkörpert», der 
aus einem Helikopter steigt 
und auf einem Tieflader, 
wie ein König auf leintuch-
bespannten Heuballen thro-
nend, von einem Traktor zu 
seinem Schloss hinauf beför-
dert wird).

Die Situation kann also durchaus mit dem Zeit-
punkt nach den Radioansprachen der Bundesräte 
Pilet-Golaz und Etter verglichen werden. Die Schwei-
zer spüren, dass der Bundesrat auf eine Kapitulation 

gegenüber der EU hinarbeitet. Das Volk will nicht in 
die EU, ist jedoch (in der Rahmenvertrags-Frage – 
die Red.) gespalten und unsicher, weil der Bundes-
rat, genau wie damals, verdeckt handelt und vertrackt 
kommuniziert.
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Wahrheits-Manipulation  
Brutale Faustschläge eines Siebt-
klässlers mitten ins Gesicht seiner 
unmittelbar vor der Pensionierung 
stehenden Lehrerin. Diese muss 
mit gebrochenem Kiefer in Spital-
pflege gebracht werden. Löst sol-
che Untat bei Ihnen nicht Empö-
rung, Abscheu, Entsetzen aus? 

Wie? Sie haben von diesem brutalen Verbrechen 
nichts vernommen? 

Es geschah offenbar am 21. Juni – in der Aargauer 
Schulgemeinde Chestenberg. Der Schläger – mit ver-
heimlichter Nationalität – musste sich, obrigkeitlich 
angeordnet, der Lehrerin täglich zur Waffenkont-
rolle stellen, nachdem er kurz zuvor mit gefährlichem 
Messer zum Unterricht erschienen war. Anlässlich 
solcher Kontrolle schlug er seine Lehrerin spitalreif.

Auf Online-Kanälen wurde dieser «Fall» kurz abge-
handelt. Von NZZ, Tamedia, TV SRF, Radio 
SRF erfuhr die Öffentlichkeit – nichts! 

Wahrheits-Unterdrücker und -Unterdrü-
ckerinnern – Medien, Bundesbern, Wirt-
schaftsverbände – verhindern, dass die 
Öffentlichkeit davon erfährt, wenn ein 
Schüler verschwiegener Nationalität seine 
Lehrerin spitalreif schlägt. Stattdessen 
werden Integrations-«Erfolge» beschwo-
ren. Vor wichtigen Entscheidungen – über 
den Uno-Migrationspakt, über den EU-Rahmenver-
trag, über die Korrektur der Personenfreizügigkeit – 
muss Wahrheit (die brutale Faust-Attacke von Ches-
tenberg ist nur die Spitze eines Eisbergs) weichen, weil 
sie die obrigkeitlich zelebrierte Multikulti-Idylle stört. 
Auch jegliche Frauen-Solidarität – auf der Strasse noch 
so schreiend gefordert – verstummt, wenn ein Schü-
ler geheimgehaltener Nationalität seiner Lehrerin den 
Kiefer zertrümmert. Davor schliessen Solidaritäts- 
Schreierinnen ebenso die Augen, wie sie in notorisches 
Schweigen verfallen, wenn Bademeisterinnen an heis-
sen Juli-Tagen laufend Anwürfe, Bedrohung, Tätlich-
keiten hinzunehmen haben von «Junggästen», die hier 
die frauenverachtende «Kultur» ihres Herkunftslandes 
ausleben wollen. Wehren sich Opfer solcher Attacken, 
getrauen sie kaum auszusprechen, dass die Täter (und 
Täterinnen?) «Migrationshintergründler» sind. 

Ganz so, als hätten die Ausverkäufer der Schweiz, die 
auf schweizerische Eigenständigkeit ebenso pfeifen 
wie auf schweizerische Werte, auf Schweizer Sicher-
heit, auf schweizerischen Anstand, bereits die Macht 
in der Eidgenossenschaft übernommen. 

Ulrich Schlüer

Nehmen Sie mit mir Kontakt auf.
Jederzeit und unkompliziert.

Markus Rezzonico
Inserate-Akquise
SVP-Delegierter
AUNS-Mitglied

Mobile: 079 332 61 61 
markus.rezzonico@dietschi.ch

Ihr Inserat  
in der Schweizerzeit:

Guisan heute?
Was würde General Guisan heute tun, um die Situa-
tion gegenüber der EU zu verändern? Er würde der EU 
auf elegante, ruhige und selbstsichere Art die Gren-
zen aufzeigen. Die Grenzen einer Schweiz, welche 
auch anders kann: Wiedereinführung des internatio-
nalen Bankkundengeheimnisses (sehr viele EU-Bürger 
wären hocherfreut darüber), Kündigung der AIA-Ab-
kommen, Behinderungen der Nord-Süd-Transitachse, 
Einschränkung der Grenzgänger-Abkommen, Rege-
lung der Zuwanderung. Ein neues Réduit im Herzen 
Europas (Version 2.0) wäre nicht wirklich im Interesse 
der EU-Mächtigen.

*

Die spinnt ja, das wird nie klappen – wird so man-
cher Leser denken und kommentieren. Die werden uns 
in der Luft zerreissen. Nun, genau dies dachten viele 
Leute damals auch. Und doch geschah es: Die Achsen-
mächte liessen die Schweiz unbehelligt.

Pilet-Golaz übrigens, der Anpasser, trat vor dem Ende 
des Krieges im Jahr 1944 als Buhmann der Schweiz 
zurück. Seine Figur ging nicht sehr ruhmreich in die 
Schweizer Geschichte ein. Neulich habe ich den sehr 
intelligenten Sohn einer mexikanischen Freundin 
gefragt, der gerade die Rekrutenschule in Thun absol-
viert, ob er General Henri Guisan kenne. Die Antwort 
war ein Schulterzucken.

Isabel Villalon
(Quelle: Inside Paradeplatz)

hf. Kurz vor dem Rütlirapport, als ein Angriff unmit-
telbar erwartet wurde, hatte der General für den  
15. Mai 1940 den folgenden Tagesbefehl erlassen: 

«Ich erinnere an die hohe Pflicht des Soldaten, an Ort 
und Stelle erbittert Widerstand zu leisten. Solange 
ein Mann noch eine Patrone hat oder sich seiner blan-
ken Waffe noch zu bedienen vermag, ergibt er sich 
nicht. Damit weiss jeder, was ich von ihm erwarte 
und was sein einziger Gedanke sei: bereit zu sein, 
das Leben einzusetzen, dort, wo ihn die Pflicht hin-
gerufen hat.»
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Gesetzliche Korsetts, Regulierung, Bürokratie, Ideologisierung

 Die Kosten der 2. Säule
von Henrique Schneider, stv. Direktor des Schweizerischen Gewerbeverbandes, Bern

Im System der beruflichen Vorsorge – in der 2. Säule also – versickert Geld. Das geht zu Lasten der Versicherten. Die wahren 
Kostenfresser sind aber jene, die man nicht sieht.

Die kritischen Stimmen zur 
beruflichen Vorsorge, zur 
sogenannten 2. Säule, meh-
ren sich. Es wird gefragt, ob 
die Umverteilung von Jung zu 
Alt nachhaltig ist. SP-Bundes-
rat Alain Berset, unterstützt 
von den Gewerkschaften und 
vom Arbeitgeberverband, will 
auch noch eine Umverteilung 
von den «Reichen» zu den 
«Armen» einführen. Das ist 
zweifellos schädlich.

Doch eine weitere Diskussion tat sich auf: In einem Arti-
kel im «Tages-Anzeiger» behauptete Rudolf Strahm, 
4,1 Milliarden Franken würden vom Finanzsektor pro 
Jahr abgezweigt. Denn Pensionskassen bezahlten diese 
Milliarden als Gebühren an Finanzdienstleister. Was 
ist daran?

Wahr ist: Es gibt Vermögensverwaltungskosten. Das 
Bundesamt für Statistik schätzt sie auf etwa vier Mil-
liarden Franken pro Jahr. Wenn man diese Zahl aber 
mit dem Gesamtvermögen von 1’000 Milliarden Fran-
ken vergleicht, ist sie vertretbar. Wenn eine Pensions-
kasse höhere Renditen als der Markt erzielt, ist eine 
teurere Vermögensverwaltung auch angebracht. 

Absurd ist jedoch die Vorstellung, dass Finanzberater 
auf ihre Entschädigungen verzichten sollen. Nieman-
dem würde es in den Sinn kommen, dem Wirt zu ver-
bieten, seine Arbeit dem Gast zu verrechnen. Finanz-
beratung schöpft Wert und will dafür bezahlt werden.

Bürokratie-Explosion
Obschon sich Strahm in der Diagnose irrt, hat er ein 
Problem richtig erkannt: In der zweiten Säule versi-
ckert tatsächlich Geld – nicht aber in der produktiven 
Vermögensverwaltung, sondern in Form einer ech-
ten Bürokratie-Explosion. Regulierungsbedingt müs-
sen Pensionskassen mehr Mitarbeitende einstellen. 
Branchenexperten schätzten ein Plus von etwa acht 
Prozent in den letzten zehn Jahren. Die Kassen müs-
sen auch mehr Reglemente schreiben. Die geschätzte 
Zunahme an Seiten beträgt über 1’000 Prozent. Das 
kostet – bringt den Versicherten aber nichts.

Pensionskassen geben immer mehr Geld für Studien 
aus. Diese bezwecken nicht etwa, neue Anlagechancen 
herauszufinden. Sie dienen vielmehr der Rechtfertigung 

bereits getroffener Entscheide, sowie der Absicherung 
von Geschäftsstellen und Stiftungsräten. Diese Kosten 
dienen vielen Leuten – aber nicht den Versicherten.

Private Regulierung
Zusätzlich engagieren sich öffentliche Pensionskas-
sen – und auch der AHV-Fonds – in privaten Regulie-
rungsprojekten. Sie benützen das Geld der Versicher-
ten, um den Unternehmen Moral, Umweltschutz oder 
etwa Genderideologie zu diktieren. Das kostet – hat 
aber mit dem Auftrag dieser Institute nichts zu tun. 

Mehr noch: Politisch motiviert wird hier privat regu-
liert auf Kosten und zu Lasten der Versicherten. Stif-
tungsräte und ähnliche Gremien, die das unterstützen, 
verletzten die persönliche Sorgfaltspflicht. Eigentlich 
gehören sie wegen Veruntreuung angeklagt.

Ideologisierung
Neben den linken Umverteilungsgelüsten ist die Ideolo-
gisierung der beruflichen Vorsorge die grösste Gefahr. 
Pensionskassen sind da, um private Vermögen zu ver-
grössern. Sie sind verpflichtet, Rendite zu erwirtschaf-
ten, Liquidität sicherzustellen und stabil zu sein. Alles, 
was sie von diesen Aufgaben abbringt, geht zu Lasten 
der Versicherten.

Das System der beruflichen Vorsorge ist stark. Das 
hohe Vermögen der Schweizer Haushalte lässt sich dar-
auf zurückführen. Zwangssparen mit Kapitalgarantie 
führt zur Kapitalbildung von Privaten. Was dieses Sys-
tem aber momentan gefährdet, sind enge gesetzliche 
Korsetts, Regulierungskosten und Bürokratie – und sein 
Missbrauch durch Ideologisierung.

Henrique Schneider

Ihr Ansprechpartner Markus Müller informiert Sie über
alle Möglichkeiten und berät Sie gerne. 
Tel: 041 725 35 45 Email: markus.mueller@mpmswiss.com

KOMPETENT, UNABHÄNGIG, ERFOLGREICH
MPM SWISS AG · Riedstrasse 11 · 6330 Cham · www.mpmswiss.com

Schweizer Werte
in der Vermögensverwaltung

seit 1983
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Lieber gemeinsam 
als einsam?
Ich vermittle seriöse Singles aus allen Alters- und 
Berufskategorien in der
ganzen Schweiz aus meinem aktuellen, grossen 
Mitgliederpool bis zum Erfolg!

Ich freue mich, Sie und Ihre Partnerwünsche bei 
einem persönlichen, unverbindlichen und 
kostenlosen Beratungsgespräch kennenzulernen 
und auch Sie zu verlieben!  

Ursula Carissimi, Tel. 079 633 32 20
Viele Kundenprofile und mehr Infos finden Sie auf 
www.partnerlife.ch

Die persönliche Partneragentur für Ihren 
Lebenspartner mit Niveau

«Schweizerzeit»-Special 

Fr. 2499.00 
A3-Farbkopierer, -Scanner,
-Drucker und -Telefax 
inkl. Original-Einzug
2 Kassetten, Stapel-Einzug
Unterschrank, TOP-Qualität 
dank 1200 dpi, Duplex,
Netzwerk, USB 2.0
automat. Hefter, Air-Print
Super Touch-Display, farbig
3 Jahre Vor-Ort-Garantie

OCoTex AG – 041 799 50 00

Nie zuvor musste er Tadel oder gar einen Verweis zu 
seinem Fahrverhalten oder seinem Umgang mit Passa-
gieren hinnehmen.

Schnarcher?
Am Prüfungstag wurde K. auch gefragt, ob er beim 
Schlafen schnarche. Das wisse er selber nicht, antwor-
tete K. Aber, setzte er arglos hinzu, seine Frau habe 
schon entsprechende Bemerkungen fallen lassen. 

Daraus resultierte die nächste Frage: Ob bei ihm, wenn 
er schnarche, gelegentlich der Atem kurz aus-
setze? Da er sein nicht rundweg bestrittenes 
Schnarchen persönlich nie festgestellt habe, 
könne er diese Frage nicht wirklich beantwor-
ten, meinte K. 

Hätte er – keineswegs wahrheitswidrig – einfach 
Nein gesagt, wäre Fritz K. wohl aus dem Schnei-
der gewesen. Sein Vertrauen, es schliesslich mit 
vernünftigen Testbeauftragten zu tun zu haben, 

erfuhr freilich eine böse Quittung: Ein Aufgebot zu einer 
zweiten, verschärften, ganztägigen Gesundheitsüber-
prüfung wurde ihm ausgehändigt.

Konzentrationsübungen
Fritz K. fand sich vorschriftsgemäss am Aufgebotstag 
am vorgeschriebenen Ort ein. Guter Dinge – was konnte 
ihm, dem Gesunden und Fahrtüchtigen schon passieren? 

Dreimal sollte er an diesem Tag während je 45 Minu-
ten mit nie nachlassender Konzentration in ein Kon-
trollgerät starren. Die erste 45 Minuten-Übung über-
stand er tadellos. Vor der zweiten, Stunden später, 
wurde ihm ein nicht allzu leichtes Mittagessen ser-
viert, das er einzunehmen hatte. Danach, in der zwei-
ten 45-minütigen Konzentrationsübung, wurden ihm 

Eine wahre Geschichte  

Der Postchauffeur
Jeder Postauto-Chauffeur muss sich alle zwei Jahre einem Test bezüglich seines Gesundheitszustandes und fahrerischen 
Könnens unterziehen. So kürzlich auch Fritz K.  

geringfügige Schwankungen in der Konzentrationsfä-
higkeit nachgesagt. 

Dieser Befund beendete den Übungstag abrupt – mit sofor-
tigem Fahrausweisentzug und faktischem Berufsverbot. 

Nachspiel
Mit diesem niederschmetternden Attest kam Fritz K., 
Vater dreier Kinder im Schulalter, zurück in seine Fami-
lie – und musste vor allem einmal seiner Frau berich-
ten, welche Katastrophe die Familie gleichsam aus hei-
terem Himmel getroffen habe: Er als Vater und Ernährer 
arbeitslos – gar mit Berufsverbot belegt! Nur weil er nicht 
kategorisch verneint hatte, angesichts persönlich nie fest-
gestellten Schnarchens je von Atemaussetzungen befal-
len worden zu sein …

Es bedurfte danach eines energischen Protests seines 
Arbeitgebers beim diese existenzvernichtende Untersu-
chung führenden Amt, bis dieses sich schliesslich dazu 
bequemte, Fritz K. die Fahrbewilligung, unverzichtbare 
Grundlage des Familienunterhalts, wenigstens provi-
sorisch auf nicht allzu lange Frist wieder auszustellen. 
Ihm, dem Postautochauffeur, dessen Fahrweise noch nie 
Anlass zu Beanstandungen gegeben, der seinen Dienst 
immer ausgeruht angetreten hatte, der von Passagieren 
aufgrund sorgfältiger Fahrweise und seiner Freundlich-
keit stets geschätzt wurde, der noch nie in einen Unfall ver-
wickelt worden ist, geschweige denn einen verursacht hat.
 
Wer am Steuer eines Motorfahrzeugs sitzt, kann von 
Bürokratie-Beherrschern offenbar im Handumdrehen 
als Opfer auserkoren werden, dem – trotz tadellosem Leu-
mund – nichts weniger als die Vernichtung seiner persön-
lichen Existenz droht. Der Funktionärsstaat entwickelt 
seine Metastasen. 

us
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Bedenkliche  
Gesprächskultur
TV-Diskussionsrunden erinnern 
mich oft an einen Hühner-
stall – ein Gegacker sonderglei-
chen. Wie im Hühnerstall wird 
gelegentlich auch Mist produ-

ziert. Geordnete Gesprächskultur wird nicht beach-
tet. Dreinreden ist verbreitet. Jeder glaubt, recht zu 
haben. Auch wenn er nicht recht hat, hat er trotz-
dem recht. Man denke an die TV-Sendung «Arena»: 
Von Anstand keine Spur. Sobald ein Redner seine 
Sache auf den Punkt bringen will, wird – meistens 
gezielt – «dreingefunkt». Dass diese Taktik bei geg-
nerischer Meinungsäusserung angewendet wird, 
ist hinterhältig und unanständig. Wenn aber der 
TV-Moderator diesen Mangel an Anstand nutzt, um 
seine eigene Meinung mit derselben Praxis durch-
zusetzen, ärgert mich das.

Wer am TV-Bildschirm sitzt, sollte stets wachsam 
sein. Hintergründige, politisch raffinierte Propa-
ganda gehört zur Tagesordnung. Nicht nur in Talk-
shows, sondern auch bei der Tagesschau. Nach-
richtensprecherinnen und -sprecher erlauben sich 
diesbezüglich ziemlich viel. Kürzlich verstieg sich 
eine Nachrichtensprecherin beim Thema Rahmen-
abkommen zur Bemerkung: «Der EU reisst lang-
sam der Geduldsfaden.» Eine scheinbar harmlose 
Bemerkung. Aber damit wird der EU ein überge-
ordneter Status zuerkannt. 

Nicht der EU, sondern uns Schweizern könnte lang-
sam der Geduldsfaden reissen. Die EU sollte endlich 
unserer unabhängigen Staatsform Rechnung tra-
gen. Wir sind gleichwertige Handelspartner, nicht 
Untertanen. Die Bemerkung der Sprecherin ist kein 
Zufall. Es ist psychologisch raffinierte Beeinflussung 
des Fernseh-Zuschauers. Solche gehört leider bereits 
zum TV-Alltag.

Peter Schnyder, Ennenda

Leserbriefe
Glaubensfreiheit?
Ich habe den Beitrag «Wen ums Himmels Willen ... » 
von Herrn Pichler («Schweizerzeit» Nr. 12) mit Inter-
esse gelesen. Dem Artikel ist noch beizufügen, dass 
man im Schweizer Fernsehen («Arena») ohne shit-
storm äussern darf, dass Steinigung zur Glaubens-
freiheit gehöre. Da hätte eine Entrüstungswelle durch 
das anwesende Publikum rasen müssen. Unsere «poli-
tical correctness» hat uns tief sinken lassen.

Bruno Winkler, Wila

Aus dem letzten Loch
Die Deutsche Bundeswehr pfeift aus dem letzten Loch, 
aber Spezialeinheiten von ihr marschieren immer noch 

mit der von den USA beherrschten NATO nach Afghanis-
tan, und manchmal bombardieren sie dann auch noch –  
aus Versehen natürlich – statt der Taliban unschuldige 
Zivilisten. Die verantwortliche Verteidigungsministe-
rin von der Leyen wird nun nach «Brüssel» befördert. 
Schlimmer geht’s nimmer!

Robert Hänggi, Basel

Rahmenabkommen und Initiativrecht
Wirtschaftsverbände und wirtschaftsnahe Parteien 
setzen sich für die Unterzeichnung des Rahmenab-
kommens mit der EU ein. Dass damit die Gültigkeit 
von Initiativen vom jeweiligen EU-Recht abhängig 
wäre, nimmt man – nicht ungern – in Kauf. Nachdem 
die Erhöhung der Unterschriftenzahl nicht zustande 
gekommen ist, wäre das Rahmenabkommen für diese 
Kreise eine elegante Lösung, da der EU -Gerichtshof 
missliebige Initiativen als nicht vereinbar mit dem 
EU-Recht und damit als ungültig erklären könnte, 
womit gleich noch die für Wirtschaft und Politik läs-
tige lnitiativenflut eingedämmt würde. Ein neues 
Tummelfeld für Lobbyisten in Brüssel! Wollen wir 
das wirklich?

Edgar Haberthür, Winterthur

Armee auf dem Ökotripp
Auch in der alten Armee gab es Theater, gelegentlich 
zu viel Theater. Inzwischen ist nur noch ein Megathea-
ter übrig geblieben. Mir bleibt ein Ausspruch von Divi-
sionär Bachofner: «Wir haben den Respekt vor dem 
Krieg verloren.» Bis in höchste Kreise greift schiere 
Verblödung um sich.

Hans von Atzigen, Spreitenbach

Etwas Geschichte
Am 16. Juni 1389 wurden in der Schlacht um Kosovo 
(Schlacht auf dem Amselfeld) beide Armeen – das 
Osmanische Heer der islamischen Invasoren und die 
serbischen Verteidiger des Christentums – weitgehend 
vernichtet. Die Serben hatten nach der Schlacht zu 
wenig Truppen, um ihr Territorium zu verteidigen, 
während es den Türken gelang, Verstärkung herbei-
zuholen. So wurde Kosovo für viele Jahrhunderte von 
den Islamisten beherrscht. Dies ist ein Grund dafür, 
dass heute die Osteuropäer – im Gegensatz zu ihren 
westlichen Partnern – nur sehr widerwillig muslimi-
sche Migranten akzeptieren.

Albert Stahel, Strategieexperte 

AHV retten, Zuwanderung begrenzen
Um die AHV zu retten, gibt es vier Möglichkeiten (evtl. 
mit Kombinationen): Erhöhung des Rentenalters; Her-
absetzung der Rentenbezüge; Erhöhung der Beiträge; 
höhere Wirtschaftsleistung (und damit höhere Steuer-
erträge zugunsten des Rentensystems). Zudem trägt die 
Begrenzungsinitiative wesentlich dazu bei, dass man 
sich wieder auf die Erfahrung und die Fähigkeiten der 
älteren Mitarbeiter besinnt und sie nicht durch billige 
Zuwanderer ersetzt.

René Kaufmann, Grindelwald
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Unter der Ägide der «Gutmenschen» 
«Grosse Bedeutung misst das Staats-
sekretariat für Migration (SEM) dem 
Schutz und den Rechten von Migran-
ten bei».

Dieser Satz steht auf Seite eins des 
«Migrationsberichtes 2018». (Die 
folgenden Zahlen und Daten sind aus 
der «Weltwoche» verbürgt.)

Fall 1: Die Polizei blitzt den bosnischen Migranten mit 
198 km/h auf der Autobahn. Er verliert den Führer-
schein. Finanziell gesehen für ihn ein Glücksfall. Die 
Sozialbehörde stellt nämlich fest, dass er samt Frau 
und vier Kindern unter dem Existenzminimum lebt 
und Anspruch auf Fürsorgeleistungen hat. Sie bezahlt 
fortan Miete, Zahnarzt, Krankenkasse, Versicherun-
gen und sogar die Gebühren für die Verlängerung der 
Aufenthaltsbewilligung plus Gebisskorrektur. Schnell 
begreifen die Bosnier, was zu tun ist: Man weist jede 
Arbeit ab. Was Sinn macht, denn nur so besteht voller 
Sozialanspruch. Innert vier Jahren bezieht die Familie 
des Bosniers 235’979 Franken, also 4’916 Franken im 
Monat. Mit den 1’000 Franken der Ehefrau steht das 
Monatseinkommen auf knapp 6’000 Franken – netto 
und steuerfrei unter Wegfall lästiger Rechnungen.  

Fall 2: Der südserbische Immigrant arbeitet schwarz 
und kassiert für sich und die Familie Sozialgelder. Der 
jahrelange Betrug fliegt auf. Das Fürsorgeamt Kloten 
fordert 200’000 Franken zurück. Sein Verteidiger plä-
diert auf Freispruch. Das Amt habe ihm den Betrug so 
leicht gemacht, dass keine Arglist vorliege. 

Fall 3: Ein junges Paar aus Pakistan reist ein, zeugt 
innert fünf Jahren vier Kinder und lebt von der Sozi-
alfürsorge. Dann stellt der Mann beim Fürsorgeamt 
Antrag für ein Dienstmädchen (!). Seine noch junge 
Frau sei mit Haushalt und vier Kindern überlastet. 
Die Behörde lehnt ab. Also taucht er samt plärrendem 
Nachwuchs vor dem Schalter auf und macht Druck. 
Das Amt knickt ein und besorgt ihm eine Schweizer 
Erzieherin. Sie lehnen diese ab, sie wollen ein Dienst-
mädchen ihrer Muttersprache. Unfassbar: Eine Hilfs-
organisation bezahlt die Flugkosten, und der Mann 
sucht in Pakistan nach einer passenden Haushalthilfe 
zwecks «Import» in die Schweiz.  

Drei Fälle von wie vielen – Hunderten, Tausenden? 
Resignierende Frage: Misst das Schweizer Migrations-
amt (SEM) dem Steuerzahler denselben Schutz zu, den 
es anderen gewährt? 

Charly Pichler  pichler@thurweb.ch

RémyWyssmann
in den Nationalrat
www.remy-wyssmann.ch

www.svp-so.ch/wyssmann Liste1 Für Freihei t  und Sicherheit

HARTNÄCKIG
UNABHÄNGIG 
SELBSTÄNDIG

2x auf
Wählbar im 
ganzen Kanton 
Solothurn!

Bundesbern behauptet, die Schweiz könne von Brüs-
sel so viel Positives übernehmen, dass sie mit dem 
Rahmenvertrag von Brüssel auch die «binnenmarkt-
relevanten» EU-Regelungen automatisch überneh-
men müsse – selbst wenn das ihre Eigenständigkeit 
tangiere. Alt Botschafter Paul Widmer verglich diese 
Antwort mit der eines Zahnarztes, der einen von Zahn-
schmerzen geplagten Patienten mit der Beschwichti-
gung abfertigt, er solle doch endlich schätzen, dass 
er 31 gesunde Zähne im Mund habe – statt bloss über 
jenen Zahn zu klagen, der ihm Schmerzen bereite …

*
Langsam werden die Kostenfolgen der enthusias-
tisch begrüssten «Energiewende» wenigstens in 
Umrissen deutlich. Die Grünen in Deutschland 
fordern dafür die rasche Schaffung eines Fonds, 
welchen der Staat mit hundert Milliarden Euro 
(Euro 100’000’000’000) zu dotieren habe. Das 
würde jede Nase (Säuglinge, Jugendliche, Grei-
se, Asylanten, Sozialhilfebezüger und andere 
Nicht-Steuerzahler inbegriffen) um rund 1’100 
Euro erleichtern – eine Steuern entrichtende vier-
köpfige Familie damit um sicher weit mehr als 
fünftausend Euro. Nur so zum Anfang … 

us
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FIDURA TREUHAND AG
Gotthardstrasse 20, CH-6300 Zug
Tel. +41 41 711 79 32, www.fidura.ch

Geschäftsleitung:
Dr. Hans Durrer,Verwaltungsrat
Roland Arnold, Eidg. dipl.Treuhandexperte
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• Buchhaltungen
• Steuerberatung
• Jahresabschlüsse
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• Personaladministration
• Vermögensverwaltung
• Unternehmensberatung
• Gesellschaftsgründungen

Kürzlich wurde in der Stadt Zürich der 
Vorstoss eines SVP-Ratsmitglieds von 
der rotgrünen Mehrheit der Geschäfts-
leitung des Parlamentes zurückge-
wiesen, weil dieser nicht «geschlech-
tergerecht» formuliert war. Statt von 
«Besetzerinnen und Besetzern» oder 
«Besetzenden» zu sprechen, setzte 
das weibliche Ratsmitglied (sic!) aus-

schliesslich auf die männliche Form und ergänzte sie mit 
der Anmerkung, dass alle Individuen – also auch weibliche 
und solche, welche sich keinem Geschlecht zuordnen wollen 
oder können – gemeint sind. Während in weiten Teilen der 
Welt Menschen für demokratische Mitspracherechte auf die 
Strasse gehen müssen und es Kriege und Hungersnöte gibt, 
kümmern wir uns um gendergerechte Sprache, um Stern-
chen und korrekte Formulierungen. 

Schaut man sich diese Gender- und Gleichstellungsdebatten 
genauer an, merkt man, dass es gar nicht so sehr um die 
Gleichberechtigung geht. Die Lohngleichheit beispielsweise 
ist längst erreicht. Dort wo es noch Unterschiede gibt, gibt es 
Gründe dafür. Diese Gründe haben nichts mit der Bevorzu-
gung eines Geschlechts zu tun. Solle es an gewissen Stellen 

tatsächlich unnatürliche Ungleichheiten geben, müssen sie 
natürlich abgeschafft werden. Zur Wahrheit gehört aber 
auch, dass die Gleichstellung in vielen wichtigen Bereichen 
zu Ungunsten der Männer nicht erreicht ist. 

So lehnen die meisten femininen Vorkämpferinnen etwa das 
gleiche Rentenalter ab, obschon diese Angleichung über-
fällig und sachlich begründet ist. So ist es für diese Kreise 
auch unproblematisch, dass zwischenzeitlich ganze Kinder-
generationen fast ausschliesslich von Frauen betreut wer-
den und die Männer gerade im Bildungs- und Sozialbereich 
eine Minderheit bilden. Dass das für die Entwicklung eines 
Kindes aber ungünstig ist, wird gerne verschwiegen.

So geht es in erster Linie wohl viel weniger um Gleichstel-
lung, sondern um andere, v.a. politisch linksorientierte 
Ziele. Oder sehen Sie Demonstrationszüge für die obigen 
wichtigen Punkte? Deshalb erscheint mir die ganze Bewe-
gung nur mässig glaubwürdig. Wir sollten uns doch zuerst 
alle gemeinsam für die Gleichberechtigung in den wirk-
lich zentralen Themen unserer Zeit kümmern, bevor wir 
uns im «Gender-Gaga» verirren und im rotgrünen Idealis-
mus verlieren.

Joël Thüring, Grossrat des Kantons Basel-Stadt

«Gender-Gaga»

Martina Bircher bei der SVP Spanien
vn. Nationalratskandidatin Martina Bircher, Grossrätin und Vize-
ammann von Aarburg AG, hat die Generalversammlung der SVP-Lan-
dessektion Spanien (LSS), die kürzlich an der Costa Dorada statt-
gefunden hat, mit ihrem Besuch überrascht. Die SVP Spanien unter 
dem Präsidium von Viktor Nell (Mitte) durfte als weitere prominente 
Gäste begrüssen (von rechts): Alt Nationalrat Christian Miesch, Rolf 
Schudel, Südafrika, Ehrenpräsident der SVP International, sowie 
Pascal Pfeffer, Vizepräsident der Sektion Würenlos und neu Vize-
präsident der LSS. Auch alt Bundesrat Christoph Blocher sandte eine 
Grussbotschaft. Die Landessektion Spanien wurde 2013 gegründet 
als eigenständiges bürgerliches Bindeglied für die über 24’500 Aus-
landschweizer auf der Iberischen Halbinsel zur Heimat. Sie ver-
tritt im Ausland die Grundwerte und Traditionen der Schweiz – die 
Selbstbestimmung, die Neutralität, die Freiheit und den liberalen 
Schweizer Rechtsstaat. Die Exilschweizer wurden im Western Lokal 
«Daltons» des Luzerner Grillmeisters echt schweizerisch mit Rösti 
und Bratwurst verwöhnt.  
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Geschätzte Leserin, geschätzter Leser

Mitte 2018 hat die Uno den Uno-Migrationspakt verabschiedet. Dieser Pakt
verfolgt ein klares Ziel: Den einzelnen Staaten soll die Hoheit zu
Einwanderungsfragen entrissen werden. Kein Parlament, keine Regierung
und schon gar nie das Volk sollen in Zukunft über die Einwanderung
ins eigene Land noch entscheiden und bestimmen dürfen. 

Fortan will die Uno allen Ländern vorschreiben, wie sie sich gegenüber
Einwanderern zu verhalten haben.

Und das fordert der Uno-Migrationspakt

 Masseneinwanderung
 als Menschenrecht
Der Uno-Migrationspakt verfügt die weltweite Personenfreizügigkeit. Jeder Mensch soll künftig berechtigt sein, sich dort auf 
der Welt niederzulassen, wo er das will. Niemand darf ihm die freie Wahl seines Wohnsitzes streitig machen.

Und das Zielland des Migranten wird als dafür verant-
wortlich erklärt, dass es allen Einwanderern gut geht. 

So setzt die Uno das «Menschenrecht auf Migration» 
durch.

Ziel
Das Ziel dieses Pakts? Landesgrenzen sollen verschwin-
den. Durch Landesgrenzen bestimmte Rechtsstaaten und 
Gesellschaftsordnungen soll es nirgends auf der Welt 
mehr geben. Weltweites Multi-Kulti soll durchgesetzt 
werden. Die Demokratie als Staatsform wird entsorgt. 
Ersetzt durch ein weltweit vernetztes Management, das 
die «Weltgemeinschaft» lenkt. 

Und bereits wird die Moralkeule erhoben: Wer «anstän-
dig», wer «politisch korrekt» sein will, der müsse diesen 
Pakt begrüssen. Blindlings! Wer am Pakt zweifelt, wer 
ihn gar kritisiert, wird von der Uno ins Lager der «rechts-
radikalen Populisten» abgedrängt, zum «Pack» gezählt, 
dem man nicht länger politische Mitsprache gestatten 
dürfe. 

Staatsgrenzen sollen verschwinden. An die Stelle eigen-
ständiger Staaten soll die «Weltgemeinschaft» treten. 
Eigenständigkeit – als «Nationalismus» diffamiert –  
müsse weichen. Nur so könne der von Staatsbürgern 
innerhalb ihrer Staatsgrenzen erarbeitete Wohlstand den 

«notleidenden Migranten» ausgeliefert werden – über-
wacht durch ein internationales Migrations-Manage-
ment. Egoismus nährende Eigentumsrechte hätten zu 
verschwinden. 

Jede Unterscheidung verschiedener Einwanderer-Kate-
gorien verbietet der Uno-Migrationspakt. Zwischen einem 
an Leib und Leben bedrohten Flüchtling und solchen Ein-
wanderern, die hier vor allem Gratis-Versorgung für sich 
und ihre (angeblichen) Familien fordern, darf gemäss 
Uno-Migrationspakt nicht mehr unterschieden werden. 
Jeder Einwanderer hat das Recht, sich in unserem Land 
auf unsere Kosten niederzulassen. 

Uno-Migrationspakt

Direkte Demokratie
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Inhalt
Staatliche Anordnungen werden, mögen sie noch so ein-
deutig demokratisch zustande gekommen sein, annul-
liert – der Willkür eines internationalen Migrations-Ma-
nagements ausgeliefert. Die Absage des Schweizer 
Souveräns an die Masseneinwanderung, an der Urne 
entschieden am 9. Februar 2014, würde mit einem 
Ja der Schweiz zum Uno-Migrationspakt kurzerhand 
liquidiert. 

Damit nicht genug: Gemäss Uno-Migrationspakt sind 
sämtliche Medien durch die Regierungen aller Staaten 
ab sofort zu positiver Berichterstattung über Migra-
tion zu verpflichten. Medien, die Kritik an der Einwan-
derung üben, seien von jeglicher staatlichen Unterstüt-
zung auszuschliessen.  

Wer Migration kritisiert, soll obrigkeitlich als Sprachrohr 
bösartiger, einwanderungsfeindlicher Cliquen gebrand-
markt werden. 

Erste Etappe 
Für die erste Etappe auf dem Weg zur weltweit durch-
zusetzenden Personenfreizügigkeit ist das Ziel bereits 
gesetzt worden: Weltweit sei – so verlangt es der 
Uno-Migrationspakt – in den kommenden Monaten zu 
erreichen, dass das Ausweichen vor Klima-Erwär-
mung als Fluchtgrund weltweit durchgesetzt werde. 

Weiter bemerkenswert ist: Zu New York zählt man 
auf nachdrückliche Unterstützung des Uno-Migra-
tionspakts insbesondere durch die internationa-
len Konzerne. Schliesslich dürsteten diese Konzerne 
doch nach Billig-Arbeitskräften aus aller Welt. Die 
beschaffe ihnen der Uno-Migrationspakt. 

Nicht genug damit: Die Staaten hätten mit Steuermit-
teln auch dafür zu sorgen, dass jeder Einwanderer in 
dem Land, das er sich zum Wohnsitz auserkoren hat, 
ohne Verzug solche Ausbildung erhalte, dass er sich auf 
dem örtlichen und regionalen Arbeitsmarkt durchset-
zen könne. Die Staaten müssen den Weltkonzernen also 
nicht bloss mittels Durchsetzung unbeschränkter Ein-
wanderung von Billig-Arbeitern zu Diensten sein, sie 
müssten die Konzerne zusätzlich auch von allen Aus-
bildungskosten für die ins Land geschleusten Billig-Ar-
beiter entlasten. Schliesslich, so wird diese Dienst-
fertigkeit den internationalen Konzernen gegenüber 
begründet, seien die Staaten verpflichtet, jedem Ein-
wanderer ein angemessenes Einkommen zu garantie-
ren – entweder, indem der Zugang zum Arbeitsmarkt 
erleichtert werde oder durch Leistung von Sozialhilfe. 

Dank obrigkeitlich gelenkter Information werden die 
Medien verpflichtet, solch gewollte Ausplünderung der 
Steuerzahler als nicht umgehbare Zwischenstation auf 
dem Weg ins Paradies einer von allen Landesgrenzen 
befreiten Multi-Kulti-Weltgemeinschaft zu preisen. 

Der Sozialismus erlebt seine Wiedergeburt.

Dazu müssen sich die
Unterzeichner-Staaten des
Uno-Migrationspakts
verpflichten:

•  Jegliche Einwanderung ist als legal zu erklären. 
Behinderung von Einwanderung ist als strafbar 
zu verfolgen.

•  Es gibt nur Migranten mit weltweiter Niederlas-
sungsfreiheit. Die Unterscheidung von Kategorien 
(Flüchtlinge, Arbeitsmigranten usw.), die bezüg-
lich Aufnahme ungleich behandelt würden, ist 
verboten. 

•  Uneingeschränkte Familienzusammenführung ist 
jedem Migranten zu gewährleisten. 

•  Eingewanderten Kindern ist sofort die Staatsbür-
gerschaft des Aufnahmelandes zu erteilen. 

•  Allen Einwanderern ist sofortiger Zugang zum 
Arbeitsmarkt zu gewährleisten. 

•  Die Staaten haben die Souveränität über ihre 
Grenzen an ein kollektives, weltweit zuständiges 
Migrations-Management, dirigiert von der Uno, 
abzutreten.  

•  Die Staaten verlieren jegliche Souveränität dar-
über, wer auf ihrem eigenen Staatsterritorium 
leben und arbeiten darf. 

•  Migranten haben Anrecht auf die genau gleichen  
Sozialleistungen wie die Staatsbürger.

•  Einwanderern ist die Pflege der Kultur ihrer Her-
kunftsländer uneingeschränkt zu gestatten – auf 
Kosten des Einwanderungslandes. 

•  Die Medien und Medienschaffenden in den Auf-
nahmeländern sind von ihren Regierungen zu 
verpflichten, über Einwanderung ausschliesslich 
positiv zu berichten. Negative Berichterstattung 
ist zu bestrafen.

•  Einwanderern sind Klagerechte gegen das Auf-
nahmeland einzuräumen, auf dass sie wegen 
vermeintlich oder tatsächlich vorenthaltenen 
Leistungen erfolgversprechend klagen können – 
immer auf Kosten des Aufnahmelands. 

•  Ist einem Einwanderer eine ihm zustehende Leis-
tung verweigert worden, ist das Aufnahmeland 
zur Wiedergutmachung verpflichtet. 

•  Aufnahmeländer haben Einwohner, die gegen die 
Prinzipien des Uno-Migrationspakts verstossen, 
juristisch zu verfolgen und zu verurteilen.

Von Verpflichtungen der Einwanderer ihren Auf-
nahmeländern gegenüber ist im Uno-Migrations-
pakt nirgends die Rede.
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Frontalangriff auf die Direkte Demokratie  

 Moralischer Appell oder rechts-
 verbindliche Verpflichtung?
Bundesbern behauptet, der Uno-Migrationspakt setze bloss «Moralische Verpflichtungen». Rechtliche Umsetzung verlange 
er nicht. Deshalb will das Parlament ein Referendum nicht zulassen. 

Bundesrat Ignazio Cassis – offenbar 
seiner Sache nicht ganz sicher – will 
bei der von ihm befürworteten Unter-
zeichnung des Uno-Migrationspakts 
einen rechtlichen Vorbehalt anbrin-
gen. Die Absicht ist löblich. Nur: Wie 
kann zu einer Vereinbarung, die als 
«nicht rechtswirksam» etikettiert 
wird, ein Rechtsvorbehalt ausge-
sprochen werden? Auf Antwort auf 
diese Frage warten wir seit Monaten.

Im Deutschen Bundestag hat die 
Ratifizierungsdebatte zum Uno-Mi-
grationspakt bereits stattgefun-
den. Dabei wurde Bundeskanzlerin 
Angela Merkel auf die Rechtswirk-
samkeit des Uno-Pakts angespro-
chen. Ihre (protokollierte) Antwort 
lässt aufhorchen: 

« … und diese Abstimmung muss dann so sein, dass 
zwei Drittel der vertretenen Länder der Vereinten Nati-
onen dem zustimmen, und dann ist es für alle gültig. 
Das ist nun mal so, wenn es um Mehrheitsentschei-
dungen geht.» 

Die EU-Kommission bekräftigt die Haltung von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel. Gestützt auf ein dazu 
eingeholtes Rechtsgutachten beantragt die EU-Kom-
mission dem EU-Rat (dem Gremium der Regierungs-
chefs der EU-Länder), den Uno-Migrationspakt als für 
ganz Europa rechtsverbindlich zu erklären. Das trifft 
auch die Schweiz – und das heisst: Der Beitritt der 
Schweiz zum Uno-Migrationspakt ist dem

obligatorischen Referendum

zu unterstellen. Allein Volk und Stände der Schweiz 
sind zuständig, über das Ja oder Nein zum Uno-Mig-
rationspakt zu entscheiden.  

Der Uno-Migrationspakt steht in klarem Widerspruch 
zu unserer Bundesverfassung. Die Absage an die Mas-
seneinwanderung – von Volk und Ständen am 9. Feb-
ruar 2014 in der Bundesverfassung verankert – würde 
kurzerhand annulliert, wenn die Schweiz den Uno-Mi-
grationspakt unterzeichnen würde. 

Der Migrationspakt als Erlass der Uno würde ohnehin 
sofort zu sog. Gewohnheits-Völkerrecht erhoben. Und 
Staaten, die Gewohnheits-Völkerrecht nicht befolgen, 
denen droht die «Schwarze Liste», Schmäh von allen 
Seiten – «Rechtswirksamkeit» von Uno-Pakten hin 
oder her. 

Unser Bundesgericht hat mehrfach (verfassungswid-
rig!) bewiesen, dass es solchem Gewohnheits-Völker-
recht höheren Rang einräumt als der Bundesverfas-
sung. Das heisst dann wohl, dass – im Widerspruch 
zu klarem Verfassungsauftrag – nicht einmal mehr 
kriminelle Ausländer, Gewaltverbrecher, Vergewal-
tiger ausgeschafft werden könnten. 

Und eine zweite Anmassung aus New York wird der 
Schweiz mit dem Uno-Migrationspakt beschert: Die 
Uno will sog. NGOs (Nichtregierungs-Organisationen) 
beauftragen, in regelmässigen Abständen in allen 
Staaten zu überprüfen, ob die Forderungen des Mig-
rationspakts auch buchstabengetreu erfüllt werden. 

Im demokratischen Rechtsstaat ist es eigentlich Sache 
des vom Volk gewählten Parlaments, die Regierung 
zu beaufsichtigen. Will die Uno die Parlamente ent-
machten? Lassen sich die Parlamente, lassen sich in 
der Schweiz National- und Ständerat gefallen, dass 
ihr Auf

Wer «anständig», wer «politisch 
korrekt» sein will, der hat diesen 
Pakt zu begrüssen. 
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sichtsrecht und ihre Aufsichtspflicht an ein von der Uno 
eingesetztes NGO-Gremium abgetreten werden muss? 

Was für Organisationen sind es, welche die Uno weltweit 
zu «Oberaufsehern» ernennt, auf dass sie souveräne 
Staaten gängeln? Fühlen sich diese NGOs rechtsstaat-
lichen Grundsätzen verpflichtet? Sind sie transparent 
bezüglich Trägerschaft, Finanzierung und Personalre-
krutierung? Ist innerhalb dieser Aufsichts- NGOs Mei-
nungsfreiheit gewährleistet? Oder werden in solche 
Überwachungs-NGOs bloss Anwälte und Befürworter 
der Massenimmigration aufgenommen?

Ganz praktisch gefragt heisst das: Können die heute in 
der Schweiz geltenden, demokratisch geschaffenen Aus-
schaffungsregeln gegenüber illegal anwesenden und kri-
minellen Ausländern nach Unterzeichnung des Uno-Mig-
rationspakts überhaupt noch angewendet werden?
 
Offene Fragen – zu einem Uno-Pakt, der in klarem 
Widerspruch zu geltendem, demokratisch geschaffenem 
Recht steht. Deshalb ist vor allem anderen zu fordern: 

Wenn Bundesbern den
Beitritt der Schweiz zum

Uno-Migrationspakt beantragt, 
dann kann der Entscheid

darüber nur vom Souverän,
von Volk und Ständen

getroffen werden. 

Allein das Volk ist berechtigt, Entscheide zu treffen, 
die unsere Verfassung in wesentlichen Bereichen 
korrigieren. 

Der Uno-Migrationspakt muss vors Volk!

Aber der Uno-Migrationspakt rechtfertigt nicht bloss 
Masseneinwanderung. Die Uno verlangt von ihren Mit-
gliedstaaten vielmehr, dass der Masseneinwanderung 
alle Tore zu öffnen sind. 

Das erfordert die Disziplinierung der «öffentlichen 
Meinung». Folglich verlangt die Uno von allen Unter-
zeichner-Staaten des Uno-Migrationspakts, der Bevöl-
kerung und den Medien Maulkörbe umzubinden: Über 
Einwanderung dürfe künftig nur noch positiv berich-
tet werden. 

Im Einzelnen verlangt der Uno-Migrationspakt 
(Ziel 17):

•  Alle Staaten haben objektive und hochwertige 
Berichterstattung durch die Medien und via Inter-
net zu gewährleisten und zu fördern. Die Staaten 
haben die Medienschaffenden «für Migrationsfragen 
zu sensibilisieren». Mit Worten und mit finanziellen 
(Köder-)Beiträgen.

•  Medien, die sich zur Migration kritisch – nach 
Uno-Wortlaut «intolerant» – äussern, müssen von 
jeglicher Unterstützung durch öffentliche Mittel aus-
geschlossen werden.

In Partnerschaft mit NGOs (Nichtregierungs-Orga-
nisationen) will die Uno diese Ziele in allen Ländern 
durchsetzen. Also: Nicht Volksentscheide, vielmehr 
internationale Aktivisten sollen das staatliche Han-
deln bestimmen. Die Staaten erhalten den Auftrag, 
Aufklärungskampagnen zu finanzieren, die den Bür-
gerinnen und Bürgern «richtiges Denken» im Blick 
auf Migrationsfragen beizubringen haben. Migranten, 
Politiker, religiöse und gesellschaftliche Führer, Leh-
rer und Dienstleister seien zu sensibilisieren, auf dass 
sie gegen tatsächliche oder vermeintliche Intoleranz 
der Migration gegenüber erfolgversprechend zu pro-
zessieren verstünden. 

Und Wahlkampagnen, welche «Fremdenfeindlichkeit 
bekämpfen», seien staatlich zu unterstützen. 

Und im Ziel 19 des Migrationspakts verpflichtet die Uno 
alle Regierungen, ihren Völkern unablässig einzuhäm-
mern, dass alle Migranten wesentlich zur Entfaltung 
und Entwicklung der Gesellschaft beitragen würden. 

Nicht ein Trabant Erdogans, vielmehr der Schweizer 
Uno-Botschafter Jürg Lauber rühmt sich, den Uno-Mig-
rationspakt zusammen mit dem mexikanischen Uno-Bot-
schafter massgeblich formuliert zu haben. 

Das Ende der Meinungsfreiheit

Erdoganismus
Selbst am Uno-Sitz in New York kennt man die Tatsachen: Masseneinwanderung trifft überall auf harten Widerstand.

«Schweizerzeit», Postfach 54, 8416 Flaach, info@schweizerzeit.ch
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 Familiennachzug im Asylbereich

 Kosten und Konsequenzen
Nationalrätin Therese Schläpfer (SVP/ZH) hat kürzlich die fol-
gende Interpellation eingereicht: 

Die Folgen der verfehlten Asylpolitik werden für die Bürger 
und Steuerzahler deutlich spürbar. Kleine Gemeinden sind 
mit Kosten konfrontiert, die sie kaum mehr bewältigen kön-
nen. Als besonders kostenintensiv erweisen sich Familien 
mit Kindern. Viele Gemeinden stellen fest, dass die Integra-
tion von Kindern – entgegen einer verbreiteten Annahme –  
oft sehr schwierig ist. Der Gemeindehaushalt und der Lehr-
betrieb in den Schulen werden erschwert.

Deshalb ist der Familiennachzug im Asylbereich stärker in 
den Blick zu rücken. Ich bitte den Bundesrat um die Beant-
wortung folgender Fragen bitte:

1. Die Asylstatistik für das laufende Jahr zeigt, dass die Zah-
len der Familienzusammenführungen jene der Asylertei-
lungen klar übersteigen. Ist dies ein längerfristiger Trend? 
Wie haben sich in den letzten Jahren die Zahlen zum Fami-
liennachzug im Asylbereich entwickelt?

2. Wie gross war der prozentuale Anteil des Familiennach-
zugs im Asylbereich über die letzten Jahre im Verhältnis zu 
andern Asylerteilungen? Wie viele Fälle entfallen auf aner-
kannte Flüchtlinge? Wie viele auf vorläufig Aufgenommene?

3. Personen im Asylverfahren haben eigentlich kei-
nen Anspruch auf Familiennachzug. Gibt es Zahlen zu 

Familienmitgliedern, die durch faktische Duldung oder auf-
grund von Härtefallerwägungen bleiben können?

4. Welches ist das Durchschnittsalter der nachgezogenen 
Familienmitglieder?

5. Schulungewohnte Kinder erschweren den Unterricht für 
ganze Schulklassen. Liegen dem Bundesrat Zahlen zum Aus-
bildungsstand der nachgezogenen Familienmitglieder vor?

6. Liegen dem Bundesrat Zahlen vor, wie die Integration 
von nachgezogenen Familienmitgliedern in den Arbeits-
markt verläuft?

7. Welches ist die Erwerbsquote von Personen, die mit Fami-
liennachzug eingereist sind?

8. Ist der Bundesrat bereit, dieses Zahlenmaterial zu erhe-
ben, soweit es nicht vorliegt? ist er auch der Meinung, dass 
eine solche Erhebung aufgrund der Konsequenzen für 
Gemeinden und Kantone relevanter wäre, als viele Statis-
tiken, die er sonst erheben lässt?

9. Für Gemeinden fallen durch Klassenassistenzen, Fremd-
platzierungen, sozialpädagogische Familienbegleitung, 
interkulturelle Vermittlung, Integrationskurse, schuli-
sche Nachbildung, Arztbesuche usw. hohe Kosten an. Ist 
der Bund daran interessiert, diese Kosten schweizweit zu 
erheben?

Therese Schläpfer

Postenvergabe unter Politikern
In der EU werden derzeit mehrere ein-
fluss- und prestigeträchtige Posten 
vergeben: EU-Kommissionspräsident, 
EU-Ratspräsident, EU-Parlaments-
präsident, Chef der Europäischen 
Zentralbank EZB, EU-Aussenbeauf-
tragter. Die Art und Weise der Posten-
vergabe sagt einiges über das Funk-
tionieren der Union aus.

Die EU rühmt sich seit einiger Zeit, dass bei Parlaments-
wahlen so etwas wie ein europäischer Wahlkampf statt-
finde. Entsprechend präsentierten die europäischen 
Parteien den Wählern auch Spitzenkandidaten mit der 
Überlegung, dass der Kandidat der demokratisch obsie-
genden Partei dann den Posten des einflussreichen 
EU-Kommissionspräsidenten erhält. Spitzenkandidaten 
der grössten Parteien waren dieses Mal Manfred Weber 
(Europäische Volkspartei) und Frans Timmermanns 
(Sozialdemokraten). Nach der Logik eines parlamentari-
schen Systems wäre nun Manfred Weber von der stärks-
ten Partei Kommissionspräsident geworden.

Aber die EU funktioniert anders. Volksentscheide wer-
den bestenfalls zur Kenntnis genommen. So vernimmt 

nun der erstaunte Wähler, dass weder Weber noch Tim-
mermanns Kommissionspräsident werden sollen – son-
dern die deutsche Verteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen, eine Vertraute von Bundeskanzlerin Merkel. 
Ihre Personalie war im ganzen Parlamentswahlkampf 
kein Thema, zumal sie im eigenen Land politisch ange-
schlagen ist. Der französische Präsident Macron machte 
den Vorschlag unter Politikern mehrheitsfähig. Frank-
reich erhält übrigens mit Christine Lagarde den Posten 
der Chefin der EZB. Diese hat zwar Erfahrungen aus 
dem Internationalen Währungsfonds (IWF), sie aber nie 
in einer nationalen Zentralbank gedient und wurde 2016 
des fahrlässigen Umgangs mit öffentlichen Geldern schul-
dig gesprochen.

Nach dem Postenschacher sind die einflussreichen Kräfte 
der EU, namentlich Macron und Merkel, zumindest halb-
wegs zufrieden gestimmt. Das EU-Parlament wird die 
Demütigung schlucken, denn es hat weder die Kompe-
tenzen noch das Gewicht einer Legislative eines demo-
kratischen Rechtsstaats. Und: All die wichtigen Posten in 
der EU sind mit Leuten besetzt, die mehr politische Inte-
gration in Europa wollen und die fortschreitende Zentra-
lisierung kaum kritisch hinterfragen.

Patrick Freudiger
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Die linke Fehlkonstruktion der EU …

 … und die Mitläufer in der Schweiz
von Adrian Amstutz, Nationalrat, Sigriswil BE

Beim Blick in die EU wird einem angst und bange: Viele EU-Länder befinden sich seit Jahren im Krisenmodus und auch die EU 
als Ganzes hangelt sich von Krise zu Krise.

Doch statt die Mängel zu behe-
ben, versucht man sie mit immer 
mehr freiheitsraubender Zentrali-
sierung, immer mehr steuergeld-
fressender Bürokratie und immer 
mehr wirtschaftsschädlicher 
Regulierung zu übertünchen und 
die Gräben mit immer mehr neu 
gedrucktem Schuldengeld zuzu-
schütten. Doch nichts kann darü-
ber hinwegtäuschen, was die EU 

wirklich ist: Eine intellektuelle Fehlkonstruktion und des-
halb früher oder später zum Scheitern verurteilt.

Ihre Baumeister sind die – vornehmlich linken – Eli-
ten aus Europas Politik, Verwaltung, Medien, Kultur 
und Gesellschaft. Sie entfernen sich zunehmend von der 
ursprünglichen Idee des gemeinsamen Wirtschaftsrau-
mes, der in Europa Frieden und Wohlstand sichern soll, 
indem sie ungeachtet der politischen, gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Realitäten Europa ihren freiheits-
raubenden Traum von Gleichmacherei und grenzenlo-
ser Solidarität aufzwingen wollen. Dass dieser staatli-
che Zwang nicht funktioniert, zeigt nur schon der Euro.

Die Leidtragenden
Die Leidtragenden sind die Bürgerinnen und Bürger in 
Europa, die zu den zentralistischen Massnahmen ihrer 
Eliten herzlich wenig zu sagen haben. Denn die EU ist ein 
von oben geschaffenes und demokratisch nicht abgestütz-
tes Gebilde, sozusagen das Gegenkonzept zur Schweiz mit 
ihrer direktdemokratischen Tradition. Man muss keine 
hellseherischen Fähigkeiten haben, um zu realisieren, 
dass eine engere Bindung an diese EU der Schweiz scha-
det. Dennoch will der Bundesrat, wollen alle anderen 
Parteien, mit dem unsäglichen Rahmenabkommen oder 
dem „Institutionellen Abkommen“ (InstA)  genau dies tun. 
Kürzlich hat der Bundesrat erklärt, er wolle das Abkom-
men erst unterzeichnen, wenn drei Punkte geklärt seien. 
Konkret geht es um den Lohnschutz, die staatlichen Bei-
hilfen und die Unionsbürgerrichtlinie. Zur Beruhigung 
des Volkes wird gesagt, dass sich das Abkommen auf die 
fünf aktuellen bilateralen Verträge beschränke. Richtig 
ist: Das Abkommen wird auf alle künftigen Verträge aus-
geweitet. Das bringt die Präambel mit der Absichtserklä-
rung der Verfasser des Abkommens klar zum Ausdruck.

Fremdes Recht und fremde Richter
Doch die wichtigsten Punkte, ohne die alle anderen 
Zusagen und Versprechen einer immer autoritäre-
ren EU-Bürokratie wertlos sind, sind die automatische 

Rechtsübernahme und der Europäische Gerichtshof. 
Wenn wir das Abkommen unterzeichnen, muss die 
Schweiz künftig automatisch EU-Recht übernehmen. Im 
Streitfall haben europäische Richter das letzte Wort, und 
es drohen Strafmassnahmen. Doch dieses grundlegende 
Problem, das im totalen Widerspruch steht zu den staats- 
und europapolitischen Prinzipen der Schweiz, will der 
Bundesrat nicht lösen. Man will ein paar Wände in einem 
Haus ausbessern, dessen Fundament auf Sand gebaut ist.

Das Ende des bilateralen Weges
Die Befürworter des Institutionellen Abkommens – dazu 
gehören an vorderster Front die Grosskonzerne und ihr 
Dachverband Economiesuisse – wiederholen gebetsmüh-
lenartig, das Abkommen sei die Rettung der heute gelten-
den bilateralen Verträge. Das ist kreuzfalsch! Das Abkom-
men ist vielmehr das Ende des bilateralen Weges zwischen 
gleichberechtigten Partnern. Denn der Name des Institutio-
nellen Abkommens ist Programm: Es macht die bilateralen 
Verträge zur Grundlage einer institutionellen Anbindung 
an die EU – mit dem Resultat, dass wir Teilmitglied der EU 
und als solches verpflichtet wären, EU-Recht zu überneh-
men. Und damit nicht genug: Weil das Abkommen nicht nur 
für die fünf Bereiche gilt, die aktuell mit den Bilateralen 
geregelt sind, sondern auch für künftige Verträge, kommt 
die Unionsbürgerrichtlinie so sicher wie das Amen in der 
Kirche. Denn diese Richtlinie, die EU-Bürgern unter ande-
rem den Sozialhilfebezug erleichtert, ist untrennbarer Teil 
der Personenfreizügigkeit. Die Unterzeichnung des Insti-
tutionellen Abkommens hätte gewaltige finanzielle Konse-
quenzen für die Schweiz. Es ist doch klar, dass die marode 
EU vor allem an guten Nettozahlern interessiert ist.

Widerstand statt Anpassung
Wir dürfen uns unter keinen Umständen an die EU bin-
den. Nur mit bilateralen, beidseitig kündbaren Verträgen, 

CH-7742 POSCHIAVO
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Manifest für eine intelligente 
bürgerliche Öko-Politik
Die Delegierten der SVP Schweiz haben am 29. Juni in Orbe 
(VD) dem Raubzug der Linken auf das Portemonnaie des 
Mittelstandes den Kampf angesagt und ein entsprechendes 
Manifest verabschiedet.
Die Linken wollen nur eines: Geld! Sie wollen das 
Geld jenen wegnehmen, die etwas leisten. Dieser Ver-
knechtung durch staatliche Bevormundung, Umer-
ziehung und den Raubzug auf das Portemonnaie der 
Bürgerinnen und Bürger sagen wir den Kampf an. 
Deshalb gilt:

•  Wer nicht 20 Rappen mehr pro Liter Benzin bezah-
len will, wählt SVP.

•  Wer Familien und Pendler nicht mit zusätzlichen 
2’000 Franken Strassenabgaben pro Jahr belasten 
will, wählt SVP.

•  Wer den Haushalten keine sogenannte «Dreck-
stromabgabe» (Stromabgaben aus Atom- und Koh-
lekraftwerken) von zusätzlich 495 Franken pro 
Jahr aufbürden will, wählt SVP.

•  Wer fürs Heizen nicht über 1’500 Franken/Jahr 
tiefer ins Portemonnaie greifen will, wählt SVP.

•  Wer nicht 2’616 Franken/Jahr für einen Solar-
strom-Zwang ausgeben will, wählt SVP.

•  Wer eine Verdoppelung der Mehrwertsteuer von 
heute 7,7 auf 15 Prozent (Mindestsatz der EU) ver-
hindern will, wählt SVP.

•  Wer Ölheizungen nicht verbieten und damit höhere 
Mieten verhindern will, wählt SVP.

•  Wer jährlich nicht bis zu 2’500 Franken mehr für 
Öko-Vorschriften ausgeben will (oder kann!), wählt 
SVP.

•  Wer den Steuerwettbewerb und deshalb eine tie-
fere Steuerbelastung erhalten will, wählt SVP;

•  Wer die direkte Demokratie nicht gegen europäi-
sches Diktat austauschen will, wählt SVP.

•  Wer weniger Milliarden ins Ausland bezahlen will, 
wählt SVP.

•  Wer will, dass sich Arbeit mehr lohnt als Sozial-
hilfe zu beziehen, wählt SVP.

•  Wer die Zuwanderung in den Schweizer Sozial-
staat steuern und bremsen will, wählt SVP.

•  Wer weniger Vorschriften, Steuern, Abgaben und 
Gebühren will, wählt SVP.

ohne erpresserische Guillotineklauseln, ist die EU für 
unser Land in wirtschaftlicher und politischer Hinsicht 
ein Partner auf Augenhöhe. Wir dürfen nie aus den Augen 
verlieren, dass die meisten EU-Staaten nicht dieselbe his-
torische, demokratische und staatspolitische Tradition 
haben wie die Schweiz. Die EU ist ein von oben diktier-
tes, zentralistisches Gebilde, hervorgegangen aus Monar-
chien oder sonstigen undemokratischen Systemen.

Darum gilt für uns: Widerstand statt Anpassung. Frei blei-
ben statt Unterwerfung. Damit die Schweiz – Schweiz bleibt!

Adrian Amstutz
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Einzigartige Verleger-Leistung 

 «Der Grüne Heinrich» 
als Hörbuch
Nachdem der Sinus-Verlag in Kilchberg ZH bereits das Gesamt-
werk Conrad Ferdinand Meyers auf Hörbüchern veröffent-
lichte, präsentiert er mit dem «Grünen Heinrich» die ersten 
Hörbücher für die vorgesehene Gesamtedition der Werke von 
Gottfried Keller.  

Mit diesem Hauptwerk des literarischen Schaffens von 
Gottfried Keller ist dem Sinus-Verlag eine kulturelle 
Leistung gelungen, die ihresgleichen sucht. Die sorgfäl-
tige, Gottfried Kellers Sprachreichtum und Fabulierlust 
bis in alle Feinheiten erschliessende Lesung verhilft 
dem Zuschauer zu kaum mehr überbietbarem Hörge-
nuss und zu neuen Entdeckungen in diesem Werk, mit 
dem sich intensiver zu befassen mehr als bloss lohnt. 
Die Lesung erfolgt hauptsächlich durch Frank Arnold, 
der – im Zusammenhang mit den in den «Grünen Hein-
rich» eingeflochtenen Geschichten – von weiteren Büh-
nenschauspielern trefflich unterstützt wird. 

Zugegeben: Für mehr als zweiunddreissig Stunden 
muss sich der Zuhörer Zeit nehmen für den Genuss die-
ser ausserordentlichen literarischen Leistung. So lange 
dauert die ungekürzte Lesung der vollständigen zwei-
ten Romanfassung des «Grünen Heinrich», von Gott-
fried Keller in den Jahren 1879/80 niedergeschrieben. 
Aber man muss sich dieses ausserordentliche Werk, 
das zu den Meisterleistungen der Weltliteratur zählt, 
ja nicht unbedingt in einem Zug zu Gemüte führen. Es 
wurde verteilt auf vier MP3-Hörbücher. Und es wird 
ergänzt durch vier Textbücher mit dem vollständigen 
Text dieser zweiten Romanfassung des «Grünen Hein-
rich». Eine Verlegerleistung, welche – so bleibt zu hof-
fen – die Schweizer Öffentlichkeit sich gebührend zur 
Kenntnis zu nehmen bereit zeigen wird.   

us 

Beachten Sie bitte den Bestelltalon auf Seite 23 der 
heutigen «Schweizerzeit». 
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Was die Linken wirklich hassen
«Kapitalismus überwinden!» schreit die radikalisierte 

SP seit Jahren. Auch die Kartellmedien 
versuchen, eine Entscheidungsschlacht 
zwischen Sozialismus und Kapitalismus 
heraufzubeschwören. In dieser Logik 
kommt von links eine soziale Bewegung 
und von rechts ein Kapitalismus-Raub-
tier, das gezähmt oder getötet werden 
muss. Sozial gegen Kapital. Gut gegen 

Böse. So lautet die Propaganda der Kartellmedien.  

Doch es sind die Linken, die dauernd nach fremdem Kapital 
greifen. Sie nehmen haufenweise staatliche Fördergelder, 
Integrationsgelder, Kulturgelder und dergleichen. Die Lin-
ken sind heute kein Arbeiter mehr, sondern gutverdienende 
Staatsangestellte. Oder sie hängen in den staatsnahen Kul-
tur- und Sozialbereichen herum. Und sie verlangen immer 
höhere Unterstützungsbeiträge. Es ist also keinesfalls das 
Kapital, das die Linken hassen.

Was die Linken wirklich hassen, ist die Freiheit. Ihnen geht 
es nicht um die Überwindung des Kapitalismus, sondern 
um die Überwindung unserer bürgerlichen Freiheit. Denn 

das Gegenteil von links ist nicht kapitalistisch. Das Gegenteil 
von links ist «frei». Dieser Begriff mag abstrakt erscheinen. 
Doch es ist die Freiheit, die die Menschen glücklich macht 
und Lebensqualität schafft. Es ist die Freiheit, die Wohl-
stand und unsere direkte Demokratie ermöglicht. Das sind 
keine abstrakten Errungenschaften. Sie alle stehen aber 
auf dem Spiel. 

Denn die Linken wollen ausnahmslos jeden Lebensbereich 
staatlich kontrollieren. Im tiefroten Berlin drohen Wohnei-
gentümern flächendeckend Enteignungen. Auch im Zürcher 
Stadtparlament schallen solche giftigen Forderungen durch 
den Ratssaal. Was droht uns danach? Überspitzt formuliert: 
Heute die Enteignungen, morgen die Straflager für Unbeug-
same. So lernt es uns die reale sozialistische Geschichte. 
Die Rufe nach einem «Systemwechsel», also einer sozialis-
tischen Gesellschaftsordnung, werden lauter. Wollen wir 
einen solchen Linksrutsch zulassen? Oder wollen wir frei 
und sicher bleiben? Die Antwort kommt am 20. Oktober. 
Dann finden die Nationalratswahlen statt.

Samuel Balsiger
Samuel Balsiger ist Gemeinderat in der Stadt Zürich. In seiner monatlich 
erscheinenden Kolumne berichtet er über die Irrungen der linken Politik.

«Ich glaube, dass sich dieses Land (Deutschland – 
die Red.) wirklich radikalisiert und dass links und 
rechts das Gesetz in die eigene Hand nehmen. Wenn 
eine Regierung permanent gegen Gesetze verstösst, 
wenn das auch permanent festgestellt und erklärt 
wird, wenn darüber diskutiert wird – und wenn 
daraufhin nichts passiert – dann glaubt jeder Idiot, 
jeder Kriminelle, jeder frustrierte Kleingeist, dass 
er das Gesetz auch in die eigene Hand nehmen kann. 
Und das glaube ich ist es, was wir gerade erleben.»

Henryk M. Broder, Publizist,  

in «Broders Spiegel», 23.6.2019

Das aktuelle Zitat« »

Postfach 71, 8192 Glattfelden, www.patriot.shop
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Es sagte … Wettbewerb
Von wem stammt die folgende Aussage zum EU-Rahmenvertrag?

«Zudem muss die Guillotine-Klausel weg. Sie lähmt 
die ganze Europapolitik.» 

  A  FDP-Präsidentin Petra Gössi  B    CVP-Präsident Gerhard Pfister 

  C  SVP-Präsident Albert Rösti D   SP-Präsident Christian Levrat 

Ihre Antwort senden Sie bis spätestens am Mittwoch 31. Juli 2019 an:
E-Mail: info@schweizerzeit.ch Fax: 052 301 31 03  |  Post: «Schweizerzeit», Postfach 54, 8416 Flaach
Die richtige Antwort lesen Sie in der SZ Nr. 14/2019 vom 16. August 2019
Sämtliche Einsender von richtigen Antworten nehmen an einer halbjährlich stattfindenden Verlosung 
teil. Die Gewinnerin oder der Gewinner wird zu einer «Schweizerzeit»-Tafelrunde eingeladen, einem 
Nachtessen für zwei Personen mit dem «Schweizerzeit»-Verlagsleiter Ulrich Schlüer als Gastgeber.
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EU-Rahmenvertrag:  
Behauptungen und Tatsachen

«Binnenmarktrelevanz»
Die Beschöniger des EU-Rahmenvertrags behaupten, 
der Vertrag gelte bloss für fünf bereits bestehende 
Abkommen. 

Tatsächlich nennt der Rahmenvertrag fünf Abkommen, auf 
die er anwendbar ist, einzeln: Personenfreizügigkeit, Luft-
verkehr, Landverkehr, Landwirtschaft und Handelshemm-
nisse (Zertifizierungsregelung). Zusätzlich steht aber: Der 
Vertrag sei «auf die bestehenden und künftigen Marktzu-
gangsabkommen […] anwendbar» (Art. 2).

Und weiter verlangt er bereits in der Präambel die «Moder-
nisierung der Instrumente … der wirtschaftlichen Bezie-
hung zwischen der Europäischen Union und der Schweiz.» 
Ausdrücklich wird dazu das «1972 unterzeichnete Freihan-
delsabkommen» erwähnt. Dazu muss die Schweiz mit der 
EU spätestens sechs Monate nach Unterzeichnung des Rah-
menvertrags Verhandlungen aufnehmen. 

Nichtbeachtung einer dieser Vertragsbestimmungen löst 
die «Super-Guillotine» aus, was in der Sistierung eines oder 
mehrerer Abkommen gipfeln kann. 

Wohlgemerkt: Es geht um die «Sistierung» – nicht um eine 
formelle Kündigung – obwohl Sistierung genau gleiche Wir-
kung hat wie die Kündigung. Die Vertragskündigung bedarf 
allerdings der Zustimmung aller Mitgliedländer. Über Sis-
tierung entscheidet die EU-Kommission allein. Sie hat damit 
die Schweiz voll im Schwitzkasten. Jederzeit kann sie unser 
Land mit der Sistierungsandrohung zur Gefolgschaft zwin-
gen. Der Vertrag fordert die automatische (als dynamisch 
etikettierte) Übernahme von allem, was Brüssel als binnen-
marktrelevant erklärt.. Und alles, was Brüssel wichtig ist, 
kann die EU als binnenmarktrelevant etikettieren. 

Klar wird also: Der Schweiz wird mit dem Rahmenabkom-
men die Unterzeichnung eines Blankochecks zugemutet. Was 
dieser beinhaltet, kann die EU allein und jederzeit bestim-
men oder erweitern – immer unter Guillotine-Androhung.

Der Rahmenvertrag ist ein Unterwerfungsvertrag. Er been-
det den bilateralen Weg.

S.

EU-Rahmenvertrag

Brüssel befiehlt

Die Schweiz  
muss parieren

Schluss mit  
Gleichberechtigung

Das wäre das 
Ende des 

Bilateralen
Wegs 

Der Rahmenvertrag 
ist ein Unter- 

werfungsvertrag

WWW.INNOVA-SICHERHEITSTECHNIK.COM

Krisenvorsorge | Notvorrat | Trinkwasser | Technik 

INNOVA Sicherheitstechnik Schweiz AG
Lindenhofstrasse 6
9630 Wattwil
+41 71 988 22 00
info@innova-sicherheitstechnik.ch

Wir beraten 
Sie gerne 
persönlich 
und diskret!

???
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Erlebnisse aus 35 Jahren aktiver Politik (Teil 26)

 Damals in der SVP
von Hans Fehr, a. Nationalrat, Eglisau ZH

Um die im Frühjahr 1994 neu oder wie-
dergewählten Gemeindebehörden mit 
dem nötigen fachspezifischen Rüstzeug 
zu versehen, führen wir den entspre-
chenden Veranstaltungszyklus für diese 
wichtigen Funktionsträger weiter – dies-
mal zu den Themen «Fürsorge, Sozia-
les» sowie «Bau- und Planungsfragen». 

Zum Bereich «Fürsorge, Soziales» referiert Dr. iur. Peter 
Holenstein, der damalige Generalsekretär der kantona-
len Fürsorgedirektion, über die Fürsorgeaufgaben der 
Gemeinden, danach erläutert Gemeindepräsident Toni 
Bortoluzzi, Affoltern a. A., Beispiele aus der Praxis. Und 
zum Thema «Bau- und Planungsfragen» orientieren 
Carl Bertschinger, Pfäffikon, Präsident der Baurekurs-
kommission I, Hans Rutschmann, Gemeindepräsident in 
Rafz und Präsident der Raumplanungskommission, sowie 
Robert Rietiker, a. Gemeindepräsident von Maur, eben-
falls Mitglied der Raumplanungskommission. Diese Ver-
anstaltungen sind immer sehr gut besucht, weil etwas 
«geboten» wird – nämlich die wesentlichen Grundlagen 
sowie konkrete Beispiele aus der Praxis.

*
Mitte 1994 geht es bereits wieder darum, die Weichen 
für das Wahljahr 1995 zu stellen – insbesondere für die 
Regierungsratswahlen im Frühjahr. Die SVP setzt alles 
daran, um neben Hans Hofmann wieder eine zweite Ver-
tretung in der Zürcher Regierung zu haben. Die Wahl-
kommission unter dem Präsidium von alt Regierungsrat 
Konrad Gisler unterbreitet den zuständigen Parteigre-
mien den folgenden Dreiervorschlag: Nationalrat und 
Stadtrat Max Binder aus Illnau-Effretikon, dipl. Land-
wirt; Rolf Gerber, dipl. Ing. Agr. ETH, langjähriger Bau-
ernsekretär, nunmehr Chef des kantonalen Landwirt-
schaftsamtes sowie Kantonsrat Hans Rutschmann, dipl. 
Architekt, Gemeindepräsident von Rafz, und Präsident 
der kantonalen Raumplanungskommission.

Am 6. September findet im Schützenhaus Albisgüetli 
die ausserordentliche Delegiertenversammlung mit dem 
Haupttraktandum «Nomination der SVP-Regierungs-
ratskandidaten» statt. Inzwischen hat sich das Kandi-
datenfeld verändert. Hans Rutschmann – er führt ein 
Architekturbüro mit 20 Mitarbeitern – verzichtet aus 
geschäftlichen Gründen auf eine Kandidatur. Denn die 
von ihm vorgesehene Lösung für den Fall einer Wahl in 
den Regierungsrat, die sowohl eine völlige Trennung von 
seinem Büro als auch die mögliche Nachfolge für seinen 
19-jährigen Sohn beinhaltete, konnte nicht befriedigen.

Anstelle von Rutschmann wird Kantonsrätin Rita Fuh-
rer aus Pfäffikon, Hausfrau, Mutter von drei Kindern, 
Leiterin einer Krankenkassengeschäftstelle und Präsi-
dentin der Oberstufenschulpflege Pfäffikon, vom Par-
teivorstand vorgeschlagen.

481 Stimmberechtigte und viele Gäste – insgesamt 620 
Personen – finden sich am 6. September zur Ausmar-
chung im Albisgüetli ein. Nachdem Baudirektor Hans 
Hofmann, der als Anerkennung für seine ausgezeich-
nete Arbeit (laut Blocher ein «kristallklarer, sicherer 
Wert» in der Regierung) einstimmig und mit langem 
Applaus bestätigt worden ist, steigt die Spannung im 
Saal. Wer von den «Neuen» wird das Rennen machen? 

Nach ausgiebiger Diskussion steht das Resultat bereits 
nach dem ersten (geheimen) Wahlgang fest: Rita Fuhrer 
schwingt mit 295 Stimmen – bei einem absoluten Mehr 
von 236 – obenaus. Sie wird Frühjahr 1995 gewählt und 
nimmt fortan eine starke Stellung in der Regierung ein. 
Im Jahr 2000 scheitert sie – wie auch Roland Eberle, 
SVP/TG – bei der Bundesratswahl (für den zurückge-
tretenen Adolf Ogi), weil uns das Parlament den spä-
teren «halben SVP-Bundesrat» Samuel Schmid vor die 
Nase setzt.
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Ich abonniere das «Schweizerzeit»-Magazin.
Preis bis Ende 2019: nur Fr. 30.– 

Name/Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ/Ort:

Mail-Adresse:

Wenn Sie uns Ihre Mail-Adresse mitteilen, erhalten Sie zu-
sätzlich kostenlos allwöchentlich unser aktuelles «Brisant» 
per Mail. Eine Weitergabe Ihrer Mail-Adresse findet nicht 
statt.

Datum:   Unterschrift: 

Einsenden an: «Schweizerzeit», Postfach 54, 8416 Flaach,

Tel.: 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03
E-Mail: abonnement@schweizerzeit.ch

KEIN MONOPOL DEM 
EU-SÜCHTIGEN MEDIEN-
EINTOPF IN DER SCHWEIZ

Freitag, 19. Juli 2019, 17.00 Uhr
Feierabendbier  
mit Nationalrätin Therese Schläpfer, Hagenbuch, und 
Nationalratskandidat Paul Mayer, Marthalen.  
Landi Marthalen, Güterstrasse 3, 8460 Marthalen/ZH 

Donnerstag, 1. August 2019, 18.00 Uhr
Bundesfeier 
Festansprache von alt Bundesrat Christoph Blocher,  
mit Festwirtschaft. 
«Uf em Sässel», Iberg, 8405 Winterthur-Seen/ZH

Donnerstag, 1. August 2019, 18.30 Uhr
Bundesfeier
1. August-Ansprache von Bundesrat Ueli Maurer,  
mit Festwirtschaft. 
Festplatz beim Schulhaus Meiliwiese, Gemeindehausstrasse 3, 
8340 Hinwil/ZH

Mittwoch, 7. August 2019, 17.30 Uhr
SVP bi de Lüt
Referat von Nationalrätin Diana Gutjahr 
Hotel Restaurant Heidelberg, Schützenstrasse 45, 8355 Aadorf/TG  

Dienstag, 13. August 2019, 19.30 Uhr
Info-Abend «EU-Rahmenabkommen (InstA)»  
Worum geht es? Wie aktiv werden in der Meinungsbildung? 
Mit Werner Gartenmann, Auns; Ulrich Schlüer, «Schweizerzeit»
Hotel Aarhof, Frohburgstrasse 2, 4600 Olten/SO

Sonntag, 25. August 2019, 16.00 Uhr 
SVP bi de Lüt  
Referat von Nationalrat Alfred Heer 
Pizza-Zelt an der Chilbi, 8315 Lindau/ZH 

Donnerstag, 29. August 2019, 19.30 Uhr  
Ja zur Schweiz
Vortrag und Diskussion mit Ulrich Schlüer
Landgasthof «Haus der Freiheit, Wintersberg, 9642 Ebnat-Kappel/SG    

Die «Schweizerzeit»-Agenda

Themenwechsel: Um den unhaltbaren Gefängnisnotstand 
im Kanton Zürich zu beheben, setzt sich die SVP energisch 
für den Bau des Polizeigefängnisses auf dem Kasernenareal 
ein. Am 24. September 1994 stimmt das Zürcher Volk der 
Vorlage mit grossem Mehr zu – damit endlich die Aushöh-
lung des Rechtsstaates mit Notentlassungen und Verhaf-
tungsstopps beendet werden kann. Gleichzeitig fordern wir 
eine abstinenzorientierte Drogenpolitik – denn der rot-
grüne Zürcher Stadtrat ist mit seiner Laissez-faire-Hal-
tung definitiv gescheitert. Nach wie vor duldet er das unbe-
schreibliche Chaos im «Letten» und die damit verbundene 
verheerende Drogenkriminalität. 

Wir fordern ultimativ die Räumung des «Letten» und legen 
dafür ein genaues Konzept vor. Neben dem Beizug aller 
beteiligten Dienste verlangen wir auch die Verhaftung und 

Internierung von Drogenhändlern und Verdächtigen sowie 
eine konsequente Therapie für Süchtige. Die SVP der Stadt 
Zürich startet zudem die Petition «Räumt endlich die Let-
tenszene!» Sie wird von Tausenden unterschrieben und 
setzt den Stadtrat massiv unter Druck.

Endlich – nach umfangreichen Vorbereitungen aller Dienste 
– am 14. Februar 1995, um Mitternacht, riegelt die Polizei 
das Lettenareal mit massivem Stacheldraht ab. Das Ende 
der furchtbaren offenen Zürcher Drogenszene (wo täglich 
bis zu 15’000 Spritzen getauscht wurden, wo menschliche 
Wracks dahinvegetierten, von wo unbeschreibliche Elends-
bilder in alle Welt hinausgingen) ist damit besiegelt. 

(Fortsetzung folgt) Hans Fehr
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SCHWEIZ

BESTSELLER Büchertisch

Emilie Lieberherr

Pionierin der Schweizer Frauenpolitik 

Trudi von Fellenberg-Bitzi 
Sie war eine legendäre Figur, die Zürcher 
SP-Stadträtin und spätere Ständerätin 
Emilie Lieberherr. Heute wird sie von den 

Genossen wortreich gefeiert – als sie der ideologisch mo-
tivierten Unterwanderung der SP die Stirn bot, wurde sie 
freilich aus der Partei geworfen, auch von denen, die sie 
heute feiern. Über die Grenzen ihrer politischen Herkunft 
hinaus wurde die Bodenständige, an den Alltagssorgen 
der Leute weit mehr als an ideologischen Höhenflügen 
Interessierte geschätzt – bis heute. 

NZZ Libro, Zürich 2019, 245 S., geb., ill., (Richtpreis Fr. 32.–) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 30.40

Der General

Historischer Roman

Thomas Vaucher
Ein Kapitel in Vergessenheit geratener 
Schweizer Geschichte, das sich im Kan-
ton Fribourg im Nachgang zur Französi-

schen Revolution ereignet hat. Es ist die Geschichte eines 
Schweizers, der 1792 als Soldat des Königs den Sturm auf 
die Tuilerien in Paris überlebte, dann zunächst für Na-
poleon kämpfte, später aber als Führer eines Aufstands 
dessen erbitterter Gegner wurde. Wahrhaft lesenswert! 

Stämpfli, Bern 2019, 180 S., geb., ill., (Richtpreis Fr. 34.–) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 32.30

Widerworte

Gedanken über Deutschland 

Alice Weidel 
Die Autorin ist Co-Präsidentin der AfD-Bun-
destagsfraktion in Deutschland. Kompetent 

und mutig analysiert sie Sachverhalte, auf dass schliesslich 
kompetente Beurteilung von Entwicklungen erfolgen kann. 
Dafür muss sie unglaubliche Schmäh-Tiraden über sich er-
gehen lassen. In ihren Gedanken über Deutschland dokumen-
tiert sie überzeugend, wie die etablierten, blindlings nach 
Brüssel ausgerichteten traditionellen Parteien in die Krise 
fehlender Lösungen für drängende Probleme geraten sind. 

Plassen, Kulmbach 2019, 147 S., brosch., (Richtpreis Fr. 20.90) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 19.90

Das Schweizer EU-Komplott

Carl Baudenbacher
Carl Baudenbacher arbeitete während 23 
Jahren als Richter am Efta-Gerichtshof; von 
2003 bis 2017 präsidierte er diesen Gerichts-
hof. Er gewann dabei umfassenden Ein-
blick in die Art und Weise, wie die EU auf 

Meinungsverschiedenheiten mit Vertragspartnern reagiert. 
Aus dieser Erfahrung formuliert er seine Kritik am Bundes-
rat, der den Rahmenvertrag mit der EU blauäugig als «der 
Rechtssicherheit dienend» empfiehlt – obwohl dieser Vertrag 
die Unterwerfung der Schweiz unter EU-Richter vorantreibt. 
Niemand, der über die Zukunft der Schweiz entscheiden 
will, kommt an diesem Erfahrungsbericht eines im Umgang 
mit der EU zum Experten gewordenen Autors vorbei. 

Carl Baudenbacher: «Das Schweizer EU-Komplott». 
Münster-Verlag, Basel 2019, 246 S., geb. (Richtpreis Fr. 26.–) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 24.70

Die neuen Seidenstrassen 

Gegenwart und Zukunft unserer Welt

Peter Frankopan
Auf See, auf Schienen und als Strasse 
wird von China aus der Bau der neu-
en Seidenstrasse vorangetrieben – um 
Asien herum und durch Zentralasien 

hindurch, sozusagen auf den Spuren Marco Polos. Ein 
Projekt, das Handelsströmen neue Routen öffnet, die auch 
die globale Machtverteilung beeinflussen. China treibt 
den Bau zügig voran. Vieles ist bereits fertiggestellt. Ein 
Buch, das eine höchst bedeutungsvolle Weichenstellung 
im Gang der Weltgeschichte dokumentiert.  

Rowohlt, Berlin 2019, 349 S., geb., (Richtpreis Fr. 30.50) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 29.–

Nina Schenk Gräfin von 
Stauffenberg

Ein Porträt

Konstanze von Schulthess
Die Autorin ist jenes Kind, das Nina Schenk 

Gräfin von Stauffenberg erst unter ihrem Herzen getragen 
hatte, als am 20. Juli 1944 ihr Mann, der Deutschland von 
Hitler zu befreien versucht hatte, in Berlin standrechtlich 
erschossen wurde. Als Jugendliche erfuhr die Autorin 
von ihrer Mutter wenig. Erst gegen Ende ihres Lebens 
erzählte die Ehefrau Stauffenbergs ihrer Tochter, wie sie 
als Schwangere und dann junge Mutter trotz Todesurteil 
Hitlers das Kriegsende überleben konnte. Ein Buch, das 
niemanden unberührt lässt.  

Piper Taschenbuch 31451, München 2019 (2008), 232 S., 
brosch., ill., (Richtpreis Fr. 16.50) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 15.70

AKTUELL
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Bestellschein

BUCHZEICHEN

Der grüne Heinrich 

Gottfried Keller
Ein vom Sinus-Verlag produzier-
tes Hörbuch von herausragender 
Qualität zum Hauptwerk Gottfried 
Kellers. Sorgfältige Edition und 

wahrhaftige Kunst des Vorlesens prägen diese Aufnahme. 
Sie wird Gottfried Kellers Hauptwerk in vollendeter Form 
gerecht. 

Das Leben des stets in Grün gewandeten Heinrich, von 
seiner Jugend in Stadt und Landschaft Zürich, von sei-
nem schwierigen Umgang mit der Liebe, über seine Stu-
dienzeit als Maler in München, über seine schliessliche 
Berufung zum Dichter: Gottfried Kellers «Grüner Hein-
rich» ist eines der grossartigsten Werke der Weltliteratur.  

Gelesen wird das Werk von Frank Arnold und weiteren 
Bühnenschauspielern. Regie führt Albert Bolliger, der 
Sinus-Verleger persönlich. 

Sinus-Verlag, Kilchberg 2019, 4 MP3-CDs, ungekürzte  
Lesung, 4 Textbücher, 32 ¾ Stunden Gesamtlaufzeit, 
(Richtpreis Fr. 98.80) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 93.80

Hörbücher: Beste Unterhaltung auf langen Autofahrten – 
und wirksamste Medizin gegen Stau-Ärger.

HÖRBUCH

Mit Können, Lust 
und Leidenschaft
Unterwegs mit dem PC 7-Team 
der Schweizer Luftwaffe

Peter Marthaler,  
Rudolf Stämpfli

Ein spektakulärer Bild- und Textband über die Auf-
tritte jenes Pilotenteams, das staunendem Publikum 
Kunstflug-Demonstrationen höchster Präzision mit 
den Pilatus-Propellerschulflugzeugen bietet. Gross-
artiges Formationskönnen! 

Aber auch Bilder aus dem Cockpit der Piloten werden 
präsentiert. Der Textteil vermittelt Interessantes über 
das Training mit diesem Flugzeugtyp, über die Piloten 
und ihre Ideen für Kunstflugeinsätze. 

Man erfährt, welche Aufgaben und welche Anforde-
rungen die Piloten zu bewältigen haben. Ein ebenso 
spektakuläres wie informatives Buch. 

us

Peter Marthaler, Rudolf Stämpfli: «Mit Können, Lust und 
Leidenschaft – Unterwegs mit dem PC 7-Team der Schwei-
zer Luftwaffe». Stämpfli, Bern 2019, 96 S., Grossformat, 
reich ill., (Richtpreis Fr. 48.–) 
Ihr Preis bei der «Schweizerzeit»: Fr. 45.60

 Bestseller
 Alice Weidel – Widerworte  à Fr. 19.90
 Carl Baudenbacher – Das Schweizer EU-Komplott  à Fr. 24.70

 Aktuell
 Konstanze von Schulthess – Nina Schenk Gräfin… à Fr. 15.70
 Peter Frankopan – Die neuen Seidenstrassen à Fr. 29.–

  Schweiz
 Trudi von Fellenberg-Bitzi – Emilie Lieberherr à Fr. 30.40
 Thomas Vaucher – Der General à Fr. 32.30

 Hörbuch
 Gottfried Keller – Der grüne Heinrich à Fr. 93.80

 Buchzeichen
 Peter Marthaler, Rudolf Stämpfli –  

 Mit Können, Lust und Leidenschaft à Fr. 45.60

Bestellung an:
«Schweizerzeit»-Bücherdienst, Postfach 54, 8416 Flaach
Tel. 052 301 31 00, Fax 052 301 31 03, buechertisch@schweizerzeit.ch

Der «Schweizerzeit»-Bücherdienst kann Ihnen jedes vom Buchhandel lieferbare Buch vermitteln. 
Die Versandkosten für Sendungen bis Fr. 100.– betragen Fr. 8.–, Sendungen über Fr. 100.– sind 
versandkostenfrei.

(13/12.07.2019)

Name/Vorname

Strasse/Nr.

PLZ/Ort  Tel-Nr.

Datum  Unterschrift

Lieber zuhören statt lesen – unser 
heutiger Hörbuch-Vorschlag: 



Europa schwitzt, die Tage werden wieder 
heisser. Eine Zeit, in der sich ganze Men-
schenmassen in die Freibäder flüchten – 
in der Hoffnung, die ersehnte Abkühlung 
zu finden. Von «coolness» und Erholung 
kann dabei längst nicht immer die Rede 
sein – jedenfalls wer eine Frau oder Bade-
meister ist.

In Deutschland häufen sich die Meldungen 
über gewalttätige Übergriffe und Randale in 
Schwimmbädern. In Medienberichten liest 
man dann von «Gruppen junger Männer», 
die sich mit Familienvätern gestritten oder 
ein Mädchen belästigt hätten. Nur am Rande 
erfährt man manchmal, dass es sich kaum 
um deutsche Täter handeln kann. Etwa, 
wenn – wie in Neukölln – ein örtlicher Imam 
zur Schlichtung aufgeboten wird oder die 
Polizei die Verdächtigen nicht vernehmen 
kann, weil kein Dolmetscher anwesend ist.

In den sozialen Medien macht zurzeit ein 
verstörendes Video die Runde, das zeigt, 
wie eine ganze Horde arabisch aussehen-
der Migranten in einem deutschen Frei-
bad einen Bademeister mit Schuhen trak-
tiert, beleidigt und schliesslich in die Flucht 
schlägt. Die Aufnahmen stammen von Ende 
Juni. In meiner Jugend waren Bademeister 
Respektspersonen, deren Anweisungen man 
strikte zu befolgen hatte. Heute begeben sie 
sich offenbar in Gefahr, wenn sie Regeln 
durchsetzen wollen, die für alle gelten.

Auch wenn es in der Schweiz die wenigs-
ten Meldungen in die Medien schaffen, ist 
die Situation bei uns alles andere als rosig. 
Einige Züge und Busse fahren zu gewissen 
Tageszeiten nicht mehr ohne Sicherheits-
personal. In von Migrantengruppen beset-
zen Zugabteilen getraut sich das Personal 
aus Eigenschutz nicht mehr, die potenziellen 
Schwarzfahrer zu kontrollieren. Gestraft ist 
der normale Bürger, der brav sein Ticket 
bezahlt und den Neuankömmlingen erst 
noch den Lebensunterhalt finanziert.

So ist der helle Wahnsinn längst zur Norma-
lität geworden: Die Einheimischen ziehen 
sich aus dem öffentlichen Raum zurück. Sie 
geben ihn preis: Für Merkels und Somma-
rugas «Goldstücke», die sich in den Bahn-
höfen, Zügen, Parks oder Freibädern breit 
machen und mittlerweile landesweit die 
Stadtbilder prägen. Wer kann noch leug-
nen, dass wir hier einen radikalen Bevöl-
kerungsaustausch erleben?

«Wertvoller als Gold» seien sie, die seit 2015 
millionenfach nach Deutschland, Öster-
reich und in die Schweiz geströmten illega-
len Migranten. So sagte es der ehemalige 
SPD-Kanzlerkandidat Martin Schulz. Ich 
habe noch nie Gold gesehen, das sich als 
derart schwere  
Hypothek erwie-
sen hat.
Anian Liebrand

Die nächste «Schweizerzeit» 
erscheint am 

16. August 2019

DIE «SCHWEIZERZEIT» AM FERNSEHEN

Freitag, 12.07.2019 Stammtisch  Klimawandel: Fakten vs. Angstmache 
Anian Liebrand im Gespräch mit Markus Wäfler, a. Nationalrat EDU / Agro-Techniker HTL im Ruhestand 
und em. Prof. Christian Schlüchter, Gletscherforscher

Freitag, 19.07.2019 Magazin Ü50 – schändliche Benachteiligung der über fünfzigjährigen Schweizer im Arbeitsmarkt
  Ulrich Schlüer im Gespräch mit Franz Grüter, SVP-Nationalrat und Ivo Zugaj, Verkaufs-Ingenieur

Freitag, 26.07.2019 Stammtisch-Live Schweizer Geschichte
  (in Abklärung)

Freitag, 02.08.2019 Landmann-Talk «Daniel Jositsch – Für alles was Recht und gerecht ist»
  Valentin Landmann im Gespräch mit Prof. Dr. Daniel Jositsch, Ständerat

Freitag, 26.07.2019  Stammtisch Junge drängen in die Verantwortung
17.00 Uhr   Anian Liebrand im Gespräch mit engagierten Jungpolitikern. Direkt aus dem  

«Politcamp» der Jungen SVP Schweiz.

Freitag, 26.07.2019 Stammtisch-Live Schweizer Geschichte
  (in Abklärung)

Öffentliche Aufzeichnungen / Live-Sendungen im «Haus der Freiheit», Wintersberg / Ebnat-Kappel
Zuschauer sind herzlich willkommen!

Sendungen jeden Freitag 21.00 – 22.00 Uhr auf «Schweiz5»
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